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Vorläufige	Tagesordnung:	
Ab	08:30	 Akkreditierung	
09:30	Uhr:	 1.1	 Begrüßung	

1.2	 Wahl	des	Tagungspräsidiums	
1.3	 Wahl	der	Mandatsprüfungs-	und	Zählkommission	(MPZK)	
1.4	 Beschlussfassung	der	Tagesordnung	und	der	Geschäftsordnung	
	

09:45	Uhr		 2.	Grußworte	
10:00	Uhr	 3.	Hauptreferat	Florian	Ritter	(MdL)	
11:00	Uhr		 4.	Beratung	des	Leitantrags,	anschließend	Mittagspause	
	
13:00	Uhr		 5.1	Bericht	des	Bezirksvorsitzenden	

5.2	Gleichstellungsbericht	
5.3	Aussprache	zu	den	Berichten	
	

14:00	Uhr	 6.	Richtlinienänderungen	(falls	beantragt)	
14:15	Uhr	 7.	Diskussion	und	Beschlussfassung	des	Arbeitsprogramms	
	
14:45	Uhr	 8.1	Wahl	des/der	Bezirksvorsitzenden	 	

8.2	Wahl	der	stellvertretenden	Vorsitzenden	
	 	 8.3	Festlegung	der	Anzahl	der	zu	wählenden	Beisitzer_innen	
	 	 8.4	Wahl	der	Beisitzer_innen	
	 	 8.5	Wahl	der	Delegierten	und	Ersatzdelegierten	zu	den	Landeskonferenzen							
							 	 						der	Jusos	Bayern	
	 	 8.6	Wahl	des/der	Vertreter_in	für	den	SPD-Bezirksvorstand	
währenddessen:	

9.	Antragsberatung	
ca.	17:45	Uhr	10.1	Schlusswort	des/der	Bezirksvorsitzenden	

10.2	Absingen	der	Internationale	
	
Delegiertenschlüssel	
	
Unterbezirk	 Mitglieder	 Verteilung	nach	Hare-Niemeyer	 Grundmandate	 GESAMT	

UB	Bamberg	 184	 5,333	 5	 		 4	 9	

UB	Bayreuth	 118	 3,420	 3	 1	 4	 8	

UB	Coburg	 168	 4,870	 4	 1	 4	 9	

UB	Hochfranken	 144	 4,174	 4	 	 4	 8	

UB	Kulmbach	 76	 2,203	 2	 		 4	 6	

GESAMT		 690	 		 18	 2	 20	 40	

	  



	 Seite	4	

Die Richtlinien für die Juso-Bezirksarbeitsgemeinschaft Bezirksverband Oberfranken 1	
 2	
I. Grundsätze 3	
1. Die Arbeitsgemeinschaft der Jungsozialisten und Jungsozialistinnen ist eine 4	
Arbeitsgemeinschaft im Sinne des Organisationsstatus der SPD. 5	
2. Die Tätigkeit der Jungsozialisten und Jungsozialistinnen ist Teil der Parteiarbeit. 6	
Organisatorische Grundlage sind die „Grundsätze für die Tätigkeit der 7	
Arbeitsgemeinschaften in der SPD“. 8	
 9	
II. Aufgaben 10	
Die Arbeitsgemeinschaft der Jusos hat insbesondere folgende Aufgaben: 11	
• innerhalb der Jugend für den demokratischen Sozialismus zu wirken; 12	
• die Arbeit der SPD auf allen Gebieten im Sinne des Programms der Partei zu 13	
unterstützen; 14	
• politische Aufklärung besonders unter den Jungwählern und Jungwählerinnen zu 15	
betreiben; 16	
• politische Schulungs-, Bildungs- und Informationsarbeit durchzuführen; 17	
• durch Kontakte mit anderen Jugendverbänden auf nationaler und internationaler 18	
Ebene zur Solidarität zwischen Menschen verschiedener Nationalitäten, Rassen und Kulturen 19	
beizutragen. 20	
 21	
III. Organe der Jusos auf Bezirksverbandsebene 22	
1. Organe der Jusos auf Bezirksverbandsebene sind die Bezirkskonferenz und der 23	
Bezirksvorstand. 24	
2. 25	
a. Die Bezirkskonferenz hat insbesondere folgende Aufgaben: 26	
• Kontrolle der Arbeit des Juso-Bezirksvorstands 27	
• Beratung über den Gleichstellungsbericht 28	
• Beschlussfassung über gestellte Anträge 29	
• Wahl des Juso-Bezirksvorstands 30	
• Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten des Bezirksverbandes für die Kleine 31	

Landeskonferenz 32	
• Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten des Bezirksverbandes für die 33	

Landeskonferenz 34	
b. Sie setzt sich zusammen aus: 35	
• 40 von den Unterbezirkskonferenzen gewählten Delegierten. Von den 40 Mandaten 36	
werden 20 Grundmandate gleichmäßig auf die Unterbezirke verteilt, die restlichen 20 37	
Delegierten verteilen sich nach dem Verfahren Hare-Niemeyer nach der Zahl der 38	
Jusomitglieder (das heißt alle SPD Mitglieder, die das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet 39	
haben und alle Nur-Juso Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Jusos) der Unterbezirke. 40	
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Zugrunde liegt die Mitgliederzahl des letzten Quartals vor der Einberufung. Bei gleicher 1	
Anzahl werden Überhangmandate gebildet. 2	
• dem Vorstand der Bezirksarbeitsgemeinschaft. 3	
c. Mit beratender Stimme nehmen an der Bezirkskonferenz teil: 4	
• die beratenden Mitglieder des Bezirksvorstands. 5	
d. Die Bezirkskonferenz findet alljährlich statt. Sie wird vom Juso-Bezirksvorstand unter 6	
Angabe der vorläufigen Tagesordnung und der auf die Unterbezirke entfallenden 7	
Delegiertenzahl spätestens sechs Wochen vorher einberufen. Der Antragsschluss wird vom 8	
Bezirksvorstand festgelegt. 9	
e. Auf Beschluss von 2/3 der Mitglieder des Bezirksvorstands oder auf Antrag von 3 10	
Unterbezirken findet eine außerordentliche Bezirkskonferenz statt. In diesem Fall beträgt die 11	
Einberufungsfrist einen Monat. Fachkonferenzen können mit halbem Delegiertenschlüssel 12	
einberufen werden. 13	
3a. Der Bezirksvorstand führt die Beschlüsse der Bezirkskonferenz aus. Er erledigt die 14	
laufenden Geschäfte und vertritt die Bezirksarbeitsgemeinschaft in der Öffentlichkeit. 15	
b. Der Bezirksvorstand setzt sich zusammen aus: 16	
• dem Vorsitzenden (Sprecher) oder der Vorsitzenden (Sprecherin) 17	
• zwei stellvertretenden Vorsitzenden 18	
• einer von der Bezirkskonferenz festgelegten Anzahl von Beisitzerinnen und Beisitzern, 19	
die als Referentinnen und Referenten einzelne Sachgebiete verantwortlich betreuen. 20	
Der Bezirksvorstand ist jährlich zu wählen. Scheidet ein Vorstandsmitglied aus, kann der 21	
Bezirksvorstand freiwerdende Aufgabenbereiche einem kommissarischen Vertreter oder einer 22	
kommissarischen Vertreterin zuweisen. 23	
• c. An den Sitzungen nehmen mit beratender Stimme teil: 24	
• die Mitglieder des Bezirksverbands im Landes- und Bundesvorstand der Jusos, 25	
• die Vorsitzenden der Unterbezirke und Kreisverbände sowie ein Vertreter oder eine 26	
Vertreterin der Juso-Hochschulgruppen, 27	
• Mitglieder des Bundestags und des Landtages, die dem Bezirksverband der Jusos 28	
angehören. 29	
4. Der Frauenarbeitskreis hat Antragsrecht zur Bezirkskonferenz. 30	
 31	
IV. Wahlen, Gleichstellung 32	
1. Wahlen erfolgen nach der Wahlordnung der SPD. Bei allen Wahlen ist im ersten Wahlgang 33	
die absolute Mehrheit notwendig. 34	
2. Die Beratung der Bezirkskonferenz erfolgt nach dem Prinzip der quotierten Redeliste. 35	
Hierbei erhalten Männer und Frauen jeweils abwechselnd und nach der Reihenfolge der 36	
Wortmeldung das Wort. Steht nach dem Redebeitrag eines Mannes keine Frau auf der 37	
Redeliste, so ist die Debatte beendet, wenn seit Beginn oder seit der letzten Fortführung der 38	
Debatte wenigstens drei Redebeiträge erfolgten. Auf Antrag kann die Debatte fortgeführt 39	
werden. Wird Gegenrede gegen einen Antrag auf Fortführung erhoben, sind bei der 40	
Abstimmung über den Antrag auf Fortführung dann nur Frauen stimmberechtigt, wenn seit 41	
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Beginn oder letzter Fortführung der Debatte keine Frau zur Sache gesprochen hatte. Werden 1	
mehrere Gegenreden erhoben, hat die Gegenrede einer Frau Vorrang. Zwischen Gegenrede 2	
und Abstimmung sind Wortmeldungen nicht zulässig. 3	
3. Mindestens 40% der Mitglieder aller Vorstände und aller Delegationen müssen Frauen sein. 4	
Bei der Zahl der mindestens zu wählenden Frauen ist, außer bei den Gesamtzahlen 1 und 3 – 5	
aufzurunden. In nicht quotierten Delegationen haben überzählige Männer nur beratendes 6	
Stimmrecht. 7	
4. Alle Vorstände beraten mindestens einmal jährlich über die Verwirklichung der 8	
Gleichstellung von Männern und Frauen in ihrem Verantwortungsbereich. Der Bezirksvorstand 9	
legt jeder ordentlichen Bezirkskonferenz einen Gleichstellungsbericht vor. 10	
Diese Richtlinien treten am Tag nach der Genehmigung durch den Vorstand des 11	
Bezirksverbands der Partei in Kraft. 12	
 

III. Ziffer 4. aufgenommen am 24.4.1994; IV. Ziffer 5. ergänzt am 23.4.1995; III. Ziffer 3 

geändert am 13.1.2001; III. Ziffer 3c. geändert am 7.3.2003; III. Ziffer 2.a. geändert am 

7.3.2003; III. Ziffer 2.a. geändert am 19.2.2005; IV. Ziffer 5. gestrichen am 19.2.2005; III Ziffer 

2b geändert am 2.2.2013; III Ziffer 2d geändert am 2.2.2013; 

 

 

Vorgeschlagene Geschäftsordnung 13	
1. Stimm-,Antrags- und Rederecht 1Auf der Bezirkskonferenz sind die gewählten Delegierten 14	
der Unterbezirke und die Mitglieder des amtierenden Bezirksvorstandes stimmberechtigt. 15	
²Die oberfränkischen Mitglieder des Landesvorstands nehmen mit beratender Stimme und 16	
Antragsrecht teil. ³Auf der Bezirkskonferenz haben alle Jungsozialist_innen und geladenen 17	
Gäste das Rederecht. 18	
 19	
2. Beschlussfähigkeit, Wahlen und Fristen 20	
2.1 Die Bezirkskonferenz ist beschlussfähig, wenn sich mindestens die Hälfte der 21	
stimmberechtigten Teilnehmer_innen der Konferenz an der Abstimmung beteiligt. 22	
2.2 Wahlen erfolgen durch geheime Abstimmung entsprechend der Wahlordnung der SPD 23	
und den Richtlinien der Juso-Bezirksarbeitsgemeinschaft. Wahlvorschläge können bis 24	
Samstag, den 10. Februar 2018, 12:30 Uhr, eingereicht werden. 25	
2.3 Änderungsanträge und Initiativanträge sind schriftlich beim Präsidium einzureichen. 26	
Initiativanträge werden nur behandelt, wenn sie von mindestens fünf Delegierten aus zwei 27	
Unterbezirken unterstützt werden. Ende der Einreichungsfrist für Initiativanträge ist Samstag, 28	
der 18. Februar 2017, 15:00 Uhr. 29	
 30	
3. Geschäftsordnungs- und Verfahrensanträge 3.1 1Geschäftsordnungsanträge sind 31	
unverzüglich zu behandeln. ²Bei Geschäftsordnungsanträgen kann je ein_e Redner_in für und 32	
gegen den Antrag sprechen. ³Die Redezeit ist auf zwei Minuten beschränkt. 33	
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4Verfahrensanträge (z.B. Überweisung als Material, keine Beschlussfassung) sind nach dem 1	
Abschluss der Debatte vor den Einzelabstimmungen zu behandeln, sofern sie nicht 2	
ausdrücklich als GO-Antrag auf „Nichtbefassung“ gestellt werden. 3	
3.2 1Anträge auf Schluss der Debatte dürfen nur von Delegierten gestellt werden, die sich an 4	
der Debatte nicht beteiligt haben. ²Vor der Abstimmung ist die Redeliste zu verlesen. 5	
³Weitere Meldungen für die Redeliste werden erst nach der Abstimmung 6	
entgegengenommen. 7	
 8	
4. Wortmeldungen und Redeliste, Persönliche Bemerkungen 9	
4.1 1Wortmeldungen sind beim Präsidium einzureichen. ²Die Redezeit beträgt fünf Minuten. 10	
4.2 1Die Redner_innen erhalten in der Reihenfolge ihrer Meldungen das Wort, sofern 11	
hierdurch den Erfordernissen der quotierten Redeliste Rechnung getragen wird. ²Den 12	
Mitgliedern des Vorstandes ist während der Aussprache über ihre Berichte auf Verlangen 13	
außer der Reihe das Wort zu erteilen. ³Sie sind dabei an die Redezeit gebunden. 14	
4.3 1Die Redeliste auf der Bezirkskonferenz ist quotiert. ²Hierbei erhalten Männer und Frauen 15	
jeweils abwechselnd und nach der Reihenfolge der Wortmeldung das Wort. ³Steht nach dem 16	
Redebeitrag eines Mannes keine Frau auf der Redeliste, ist die Debatte beendet. 17	
4.4 1Es kann ein Geschäftsordnungsantrag auf Fortführung gestellt werden. ²Die Gegenrede 18	
einer Frau hat Vorrang. ³Findet der Antrag auf Fortsetzung der Debatte die Mehrheit oder 19	
erfolgt keine Gegenrede, wird die Debatte fortgeführt. 20	
4.5 1Steht nach dem Redebeitrag eines Mannes keine Frau auf der Redeliste, ist die Debatte 21	
dann beendet, wenn seit dem letzten Antrag auf Fortsetzung der Debatte drei Redner das 22	
Wort hatten. ²Hat seit der letzten Fortsetzung der Debatte keine Frau in der Debatte 23	
gesprochen, sind in der Abstimmung über einen Antrag auf abermalige Fortführung nur 24	
Frauen stimmberechtigt. 25	
4.6 1Ein Antrag auf Schluss der Debatte ist unzulässig, bevor bei der Fortführung der Debatte 26	
wenigstens eine Rednerin das Wort hatte. ²Zwischen Gegenrede und Abstimmung über die 27	
Fortführung der Debatte sind Wortmeldungen grundsätzlich unzulässig. ³Die Wortmeldung 28	
einer Frau vor der Gegenrede fuhrt die Debatte normal fort, eine Verlängerung um drei 29	
Redner findet nicht statt. 30	
4.7. Persönliche Bemerkungen sind nur nach Beendigung der Abstimmung zulässig. 31	
 

 

AP01: Arbeitsprogramm der Jusos Oberfranken 2017/18 
AntragstellerIn: Bezirksvorstand Jusos Oberfranken 

 

Wir Jusos Oberfranken sind ein sozialistischer, feministischer, antifaschistischer und 32	
antimilitaristischer Jugendverband. Wir sind die Jugendorganisation der SPD, mit eigenen 33	
Themen und selbstständiger Arbeit. Wir arbeiten in verschiedenen Gremien, auf 34	
verschiedenen Ebenen. Wir bilden eine Einheit. Durch unsere Arbeit und unsere Inhalte 35	
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wollen wir in der Meinungsbildung der SPD mitwirken, dies erfordert oft auch seine 1	
Standpunkte klar zu verteidigen. Die Arbeit des vergangenen Jahres soll weiter fortgeführt 2	
werden. Einen Schwerpunkt wollen wir auch dieses Jahr auf die Umsetzung der MINT 3	
Kampagne setzten. Weiterhin wird sich der Bezirksvorstand am Landtagswahlkampf 4	
beteiligen und bereits mit den Planungen für die nächstjährige Europawahl beginnen. 5	
 6	
1. Umsetzung der Kampagne „Bist du auch schon MINT?“ 7	
Im Vergangenen Jahr hat der Bezirksvorstand einiges an der MINT Kampagne gearbeitet. Es 8	
wurde ein Plan erstellt und erste Frauen haben sich bereit erklärt die Kampagne zu 9	
Unterstützen. Diese sind Inge Aures (Vizepräsidentin des bayerischen Landtages und 10	
Architektin), Dr. Doris Aschenbrenner (Informatikerin Fachgebiet Robotik), Claudia Plaum 11	
(Maschinenbauingenieurin) und Bettina Drummer (Produktionsfachkraft Chemie). Alle vier 12	
Frauen sind Genossinnen, welche sich bereit erklärt haben, als Model für eine Postkarte - Bild 13	
und Lebenslauf - zur Verfügung zu stellen. Mit diesen echten Lebensläufen, wollen wir die 14	
Gesellschaft und insbesondere die Frauen auf die Problematik in technischen Berufen 15	
aufmerksam machen. Wir freuen uns, dass wir für die Durchführung der Kampagne die ASF 16	
Oberfranken als unsere Partnerinnen gewinnen konnten. 17	
 18	
Beim vergangenen Grundlagenseminar haben die TeilnehmerInnen viele tolle Ideen für 19	
weitere Aktionen gesammelt. Diese sind auf Plakaten festgehalten. Sowohl die 20	
TeilnehmerInnen selbst, als auch die anwesenden Personen der Bezirkskonferenz dürfen mit 21	
Hilfe von Klebepunkten entscheiden, welche Ideen umgesetzt werden. 22	
 23	

a. Material 24	
Zusätzlich zu den Postkarten der vier Frauen wurde bisher eine weitere Karte mit 25	
Informationen über das Thema MINT bestellt. Diese werden an die Unterbezirke 26	
zum Verteilen weitergegeben. Auch Aufkleber sind bereits angefertigt. Weiteres 27	
Material soll passend zu den Postkarten und Aufklebern bestellt werden, wie 28	
dieses Aussieht, entscheidet sich nach der Bezirkskonferenz. Dabei muss allerdings 29	
die Finanzierung beachtet werden. Dieses Material wird zur Unterstützung der 30	
Veranstaltungen herangezogen. 31	
 32	

b. Veranstaltungen 33	
Im Laufe des Jahres plant der Bezirksvorstand einen oberfranken-weiten 34	
Aktionstag. An diesem Tag wird geplant, dass alle Unterbezirke und Kreisverbände 35	
in Oberfranken vor Ort Aktionen durchführen. Diese sollen über Social Media 36	
publiziert werden. Weitere Veranstaltungen werden durch den neu gewählten 37	
Bezirksvorstand geplant und in Absprache mit den Unterbezirken, 38	
beziehungsweise der ASF durchgeführt. 39	
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c. Social Media 1	
Die TeilnehmerInnen des Seminars haben viele tolle Ideen für einen #-Tag, eigens 2	
für die MINT Kampagne gesammelt. Unter diesem #-Tag soll die Kampagne auch 3	
in den Social-Media-Kanälen publiziert werden. Unterstützt wird dieser mit eigens 4	
angefertigten Grafiken und Zitaten.  5	

 6	
b) Arbeitsgruppen 7	
i. Gleichstellung 8	
Für die Arbeitsgruppe Gleichstellung wird wieder der/ die Gleichstellungsbeauftragte_R 9	
zuständig sein. Neben der Betreuung der Kampagne, liegt die Aufgabe der Arbeitsgruppe in 10	
der Organisation eines Frauenvernetzungs-Treffen für alle oberfränkischen Genossinnen.  11	
 12	
ii. Antifa 13	
Wir haben nach wie vor das Problem mit einer erstarkenden AFD in Deutschland und einem 14	
Rechtsruck in der Gesellschaft, über die Landesgrenzen hinaus. Wir müssen weiterhin eng mit 15	
anderen antifaschistischen Gruppierungen sowie Bündnissen zusammenarbeiten. 16	
 17	
iii. Wahlen 18	
Nach der Wahl ist vor der Wahl. Auch wenn im Moment alle über die Koalitionsbildung in 19	
Berlin diskutieren dürfen wir nicht vergessen, dass im Herbst die Landtagswahl und 2019 die 20	
Europawahl vor der Tür stehen. Wir wollen überlegen, wie wir uns aktiv einbringen können 21	
um unsere Standpunkte auch im Wahlkampf in die SPD zu tragen. 22	
 23	
2. Arbeit in die SPD hinein 24	
Wir sind der Jugendverband der SPD und als solcher wollen wir uns auch im SPD-25	
Bezirksverband einbringen. Auch im SPD Bezirksvorstand sind inzwischen ein paar Jusos 26	
vertreten. Wir wollen uns in den Unterbezirken weiterhin dafür einsetzten, dass Jusos mehr 27	
Chancen bekommen auf Parteitage Delegiert zu werden. Nur durch kontinuierliche Arbeit 28	
bekommen wir die Aufmerksamkeit, die wir brauchen um unser Anliegen weiterzugeben, und 29	
die Meinungsbildung aktiv mitzugestalten. 30	
 31	
3. Arbeit mit dem Landesvorstand 32	
Die Jusos Oberfranken sind in diesem Jahr Gastgeber der Landeskonferenz der Jusos Bayern. 33	
Sie wird vom 14. Bis 15. April 2018 in Bayreuth stattfinden. Wir wollen auf der 34	
Landeskonferenz personell gut vertreten sein und den Landesverband, vor allem das 35	
Landesbüro, vor Ort unterstützen. 36	
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4. Arbeit für innerparteiliche Bildung 1	
a) Grundlagenseminar 2	
Auch im Januar 2019 soll es wieder ein Grundlagenseminar in der Frankenakademie Schloss 3	
Schney geben. Das Thema wird von den Teamer_innen des Seminars gemeinsam 4	
ausgearbeitet.  5	
 6	
b) Landesverbands-Seminare 7	
Vom Landesverband der Jusos Bayern gibt es jedes Jahr ein umfassendes Seminarprogramm, 8	
ebenso die Kommissionswochenenden. Wir wollen aktiv unsere Mitglieder auf die Seminare 9	
ansprechen und auch als Bezirksverband stärker auf Landesverbandsebene vertreten sein. 10	
 11	
5. Arbeit mit Medien 12	

a. Website/ Facebook/ Twitter 13	
Über unsere Website werden alle Infos, Ansprechpartner und die Pressearbeit 14	
publiziert. Zusätzlich haben wir eine Facebook-Seite die mit einem Twitter Account 15	
verknüpft ist. Über Facebook werden Teile der Website und vor allem Fotos von 16	
Veranstaltungen geteilt. 17	

b. Juso Archiv 18	
Das Juso Archiv soll weiterhin mit Anträgen, Beschlusslagen und Seminarmaterial 19	
aufgefüllt werden. 20	

c. Rotes Blättla 21	
Das „Rote Blättla“ hat bei den Jusos Oberfranken eine lange Tradition. Da es im 22	
vergangenen Jahr mit den Artikeln nicht so gut geklappt hat, soll es in diesem Jahr 23	
nur zwei Ausgaben geben. Diese dann allerdings ausführlicher, als oberfränkisches 24	
Mitglieder Magazin. 25	

 

 

 

Antragsbereich Leitantrag 
LA1 Sozialdemokratie und Sicherheitspolitik? Na klar geht das! 
AntragstellerIn: Bezirksvorstand Jusos Oberfranken 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Sicherheitspolitik heißt für uns soziale Gerechtigkeit 26	

Die Wahrscheinlichkeit, im Alter keine Rente zu haben, oder Opfer einer Hartz-IV-Sanktion zu 27	
werden, ist nach wie vor um ein Vielfaches höher als Opfer eines Gewaltverbrechens oder 28	
Terroranschlags zu werden. Junge Menschen kommen wegen geringen 29	
Auszubildendenvergütungen, steigender Jugendarbeitslosigkeit und einem viel zu geringen 30	
Bafög bei immer höher werdenden Mieten schnell an den Rand der Armut. 31	
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Es ist die Aufgabe der SPD, dafür zu sorgen, dass die sicherheitspolitische Debatte nicht 1	
länger unter dem Vorzeichen einer irrationalen Angst vor Terror und dem Islam geführt wird, 2	
sondern die Bekämpfung echter Bedrohungen wieder in den Mittelpunkt gerückt wird. Der 3	
Bundestagswahlkampf 2017 hat gezeigt, dass die Ablenkungsmanöver der Konservativen und 4	
Rechtsextremen hervorragend funktioniert haben: In den Medien und Parlamenten dominiert 5	
die Angst vor einer tatsächlich marginalen Bedrohung: Terror, Islam und Einwanderung. Und 6	
bei der ständigen Diskussion über Einwanderung und Geflüchteter gerät die Tatsache, dass 7	
unsere Rente durch Privatisierung immer weiter verkümmert, dass der Wohnungsmarkt durch 8	
Spekulant*innen für immer mehr Menschen unzugänglich wird und immer mehr Kinder in 9	
Armut aufwachsen müssen in den Hintergrund. 10	
Einer Partei, die sich dem demokratischen Sozialismus verpflichtet, darf das nicht länger egal 11	
sein. Wenn sich die SPD erneuern will und Glaubwürdigkeit zurückerlangen möchte, dann 12	
muss sie den Mut fassen, die aktuelle politische Debatte in eine andere Richtung zu lenken 13	
anstatt sich neoliberaler und konservativer Denkweisen zu unterwerfen. Daher fordern wir: 14	
Sicherheitspolitik darf nicht länger auf unbegründete und irrationale Ängste einer Minderheit 15	
der Bevölkerung reduziert werden. Wer für Sicherheit sorgen will, muss jedem Menschen eine 16	
Garantie geben, niemals arm werden zu können! 17	
  18	
Stigmatisierung von Arbeitssuchenden beenden 19	

Einer der größten Erfolge neoliberaler Politik ist die Stigmatisierung von Arbeitssuchenden. 20	
Der Grundlegende Wille von Menschen, sich in unsere Gesellschaft einzubringen, wurde in 21	
Frage gestellt - jede Arbeitslosigkeit wurde als selbstverschuldet dargestellt. Diese 22	
Stigmatisierung dürfen wir nicht akzeptieren! Die Willkür in den Jobcentern / Agenturen für 23	
Arbeit muss beendet werden. Sanktionen beim Arbeitslosengeld müssen ersatzlos 24	
abgeschafft werden. Arbeitslose mit Kindern müssen für ihre Kinder eine deutlich höhere 25	
Unterstützung erhalten. Ebenso fordern wir ein Mindesteinkommen für Arbeitssuchende, das 26	
ein Armutsrisiko ausschließt. Nur wer Teil des gesellschaftlichen Lebens bleiben kann, trägt 27	
auch die Motivation und die Kraft in sich, eine neue Stelle zu finden. 28	
Gerade hier müssen die Agenturen für Arbeit in Unterstützung- und Weiterbildungszentren 29	
umgewandelt werden. Der kapitalistische Gedanke der Arbeitsvermittler*innen, die 30	
Arbeitssuchende als ihre Kunden behandeln, muss ein Ende finden. Wir brauchen gezielte 31	
und menschenwürdige Förderung statt Angstmache und Bestrafung. 32	
Es ist nicht zuletzt eine Frage der Freiheit, angstlos seinen momentanen Job aufgeben zu 33	
können - ohne Zwang zu fachfremder oder schlecht bezahlter Arbeit. Das gilt vor allem auch 34	
für unter 25-jährige und ältere Menschen, die besonders strenge Repressionen beim 35	
Arbeitslosengeld zu fürchten haben. 36	

  37	
Spekulant*innen vom Wohnungsmarkt vertreiben 38	

Wohnen ist Grundrecht. Obwohl von der neoliberalen Erzählung zum bloßen Eigentum und 39	
Spekulationsobjekt degradiert, ist die Wohnung ein Grundbedürfnis für das Dasein eines 40	
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jeden Menschen. Dieses Narrativ wollen wir gegen den Widerstand der konservativen 1	
politischen Kräfte durchsetzen, da jeder Mensch, unabhängig von sozialer und geografischer 2	
Herkunft, unabhängig von Beruf und gesellschaftlicher Anerkennung das Recht auf eine 3	
Wohnung hat. 4	
Egal ob in Großstädten oder auf dem Land – die Wohnungssuche ist vor allem für 5	
Geringverdiener*innen und Familien mit mehr als drei Personen nahezu unmöglich. Damit 6	
wird Wohnen immer mehr zu einem Privileg der Reichen und derer, die Grundbesitz in der 7	
Familie haben. Längst haben rechtsextreme und rassistische Kräfte diesen Missstand erkannt 8	
und instrumentalisieren dieses Problem für ihre Zwecke: Arbeitssuchende, Geflüchtete, 9	
Alleinerziehende, junge und alte Leute werden gegeneinander ausgespielt. Ein sicheres Land 10	
heißt für uns, dass niemand Angst vor der Wohnungssuche haben darf und 11	
Fremdenfeindlichkeit keine Chance in unserer Gesellschaft hat. 12	
Wir fordern daher staatliches Eingreifen, um das Ansteigen der Mieten zu verhindern und um 13	
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. 14	
  15	

• Mietpreisbremse verschärfen: Die Mietpreisbremse ist in ihrer momentanen Form 16	
beinahe wirkungslos. Wir fordern, dass die Miete bei Neuvermietungen auch nach 17	
Sanierungen in keinem Fall um mehr als 10% steigen darf. Zudem müssen 18	
Mieter*innen ein Auskunftsrecht über die Höhe der Miete der*des Vormieter*s*in 19	
erhalten. Die Mietpreisbremse ist auf das gesamte Bundesgebiet auszuweiten. 20	

 21	
• Mehr sozialer Wohnungsbau: Die Kommunen müssen unverzüglich mehr Geld für den 22	

sozialen Wohnungsbau erhalten. Dass Fördergelder zur Finanzierung einer schwarzen 23	
Null im Landeshaushalt missbraucht werden, wie es zuletzt in Bayern geschah, muss 24	
verhindert werden. Wir brauchen ein bundesweites Investitionsprogramm, dass 25	
mindestens zwei Milliarden Euro beträgt und vor allem dort eingesetzt wird, wo die 26	
Mieten am höchsten sind und immer weiter ansteigen. Zudem muss die Privatisierung 27	
kommunalen Grund- und Wohnungseigentums  gestoppt werden. Kommunen mit 28	
angespanntem Wohnungsmarkt muss es untersagt werden, Grundstücke und 29	
Wohnungen zu verkaufen. Stattdessen müssen Neubau- und Sanierungsprojekte für 30	
Wohnungen, die deutlich unter dem Mietspiegel vermietet werden, gefördert werden. 31	
Sozialer Wohnungsbau ist für Kommunen ein gewinn, insbesondere 32	
Mehrgenerationenprojekte und bei vielfältigen Bewohner*innen. Wir fordern die 33	
Kommunen auf, Bedenken in der Bevölkerung durch eine offene Informationspolitik 34	
entgegenzuwirken. 35	

 36	
• Besseres Wohngeld: Das Wohngeld ist eine Möglichkeit, kurzfristig 37	

geringverdienende zu entlasten. Wir fordern, dass das Wohngeld auch für 38	
Studierende und Auszubildende ohne zusätzliche Einschränkungen zugänglich 39	
gemacht wird. Die Einkommensgrenzen sind großzügiger zu fassen und das 40	
Wohngeld zu erhöhen. Parallel dazu fordern wir eine Erhöhung des Bafögs und ein 41	
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elternunabhängiges Bafög, damit Wohnen während der Ausbildung und des Studiums 1	
kein Privileg für reiche Eltern bleibt! 2	

 3	
• Soziale Sicherheit hängt eng mit Zugänglichkeit zum Wohnungsmarkt zusammen. 4	

Jahrelanges warten auf angemessenen Wohnraum oder Ratlosigkeit bei Verlust der 5	
Wohnung lassen Raum für die, die Menschen gegeneinander ausspielen und 6	
aufhetzen möchten. Wir brauchen eine radikale Wende in der bundes- und 7	
landesweiten Wohnungspolitik – die hier beschriebenen Schritte stellen nur einen 8	
ersten Schritt in diese Richtung dar. 9	

  10	
Privatisierung von Sozialversicherungssystemen und Infrastruktur stoppen 11	

Die Wahrscheinlichkeit, im Alter arm zu werden, steigt weiter an. Die Möglichkeit, dass immer 12	
mehr Teile der öffentlichen Daseinsvorsorge privatisiert und damit für einige Menschen 13	
unbezahlbar wird, entsteht. Das neoliberale Ideal der Privatisierung zum Wohle aller hat sich 14	
als Lüge im Interesse der Profite Weniger herausgestellt. 15	
Am eklatantesten ist wohl die Privatisierung der Altersvorsorge. Die staatliche 16	
Subventionierung profitorientierter Versicherungskonzerne, wie beispielsweise in Form der 17	
Riester-Rente, muss ein Ende haben. Wir fordern daher die Rückkehr zu einer solidarischen, 18	
staatlich organisierten Altersvorsorge, in die langfristig auch Selbstständige und Beamt*innen 19	
einzahlen. Zusätzlich muss eine Mindestrente in Höhe von mindestens 1.200,- € netto 20	
gewährleistet werden, damit Altersarmut ein für alle Mal beseitigt wird.  Jeder Mensch 21	
verdient die Sicherheit, im Alter in Würde leben zu können! 22	
Eine weitere nicht hinnehmbare Einmischung privater Gewinninteressen findet bei der 23	
Krankenversicherung statt. Wir unterstreichen daher unsere Forderung nach einer 24	
Bürger*innenversicherung, wie sie bereits im Wahlprogramm der SPD 2017 zu finden war. 25	
Auch die klassischen kommunalen Dienstleistungen der Gas, Wasser und Stromversorgung 26	
müssen wieder verstärkt in öffentliche oder genossenschaftliche Hand gelangen. Die 27	
Grundversorgung aller Menschen darf nicht von einem wankenden Markt abhängig gemacht 28	
werden sondern muss lokal und im Interesse aller Konsument*innen gewährleistet werden. 29	
Wir stellen uns außerdem gegen die in der letzten großen Koalition angestrengten 30	
Privatisierungen in der Infrastruktur. Wir brauchen ein umfangreiches Investitionsprogramm in 31	
Infrastruktur, in der vor allem der Breitband- und Schienenverkehr gefördert wird und weniger 32	
der Individualverkehr. Auch müssen Straßen und Autobahnen in staatlicher Hand bleiben, 33	
damit Privatkonzerne Straßen nicht zu Rendite machen können. Wir brauchen die Sicherheit, 34	
dass auch die Generationen nach uns Straßen bauen, sanieren und befahren können, ohne 35	
horrende Kosten auf sich nehmen zu müssen. 36	
  37	
Gemeinsam lernen - Chancen für Jugendliche schaffen 38	

Panik herrscht in den Medien, wenn über Radikalisierung von Jugendlichen berichtet wird. 39	
Egal ob islamistische oder nationalsozialistische Ideologien: In einem Schulsystem, in dem 40	
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politische und gesellschaftliche Bildung eine so geringe Rolle wie in Deutschland spielen darf 1	
es nicht verwunden, wenn es auch einen kleinen Teil von Jugendlichen gibt, die sich 2	
radikalisieren. 3	
Jugendliche, die keine Unterstützung vom Elternhaus bekommen oder aus anderen Gründen 4	
auf sich alleine gestellt sind, können jedoch von der Schule Hilfe bekommen. Wir brauchen 5	
daher einen flächendeckenden Ausbau von Schulsozialarbeit. Einschlägige Studiengänge 6	
sollen von Zulassungsbeschränkungen befreit, Studien- und Ausbildungsplätze ausgebaut 7	
werden. Auch müssen unabhängige Beratungsstellen für Eltern und Familien eingerichtet 8	
werden, die Hilfe anbieten, wenn sich Familienmitglieder radikalisieren. Religiöse 9	
Gemeinschaften dürfen hier nicht die einzigen Ansprechpartner*innen sein. 10	
Viel grundlegender ist jedoch die soziale Selektivität des dreigliedrigen Schulsystems. Dieses 11	
muss überwunden werden, damit Menschen unabhängig von ihrer sozialen oder 12	
geographischen Herkunft freien Zugang zu Bildung und Aufstiegsmöglichkeiten erhalten. Nur 13	
in einer Gemeinschaftsschule und individueller Förderung von Schüler*innen kann auch auf 14	
Jugendliche mit Problemen eingegangen werden, bevor sich diese in Aggression 15	
umwandeln. 16	
  17	
Unser Kommentar zur konservativen „Sicherheitspolitik“ 18	

2017 endete mit dem für viele scheinbar überraschenden Ereignis, dass menschenfeindliche 19	
Einstellungen in Deutschland noch immer Mehrheiten finden können und sogar Parteien 20	
davon so sehr profitieren können, sodass die AfD nun die drittstärkste Fraktion im Bundestag 21	
stellt. Uns überraschte dies nicht, im Gegenteil, die „Mitte in der Krise“, sowie „Deutsche 22	
Zustände“- Studien der letzten Jahre belegten ein autoritäres und menschenverachtendes 23	
Potential in der deutschen Mehrheitsgesellschaft schon deutlich länger, als es die AfD gibt. 24	
Allein vor dem Hintergrund dieser Studien muss sich niemand mehr Illusionen darüber 25	
machen, dass die Personen, die die AfD wählen nur „missverstanden“ und „abgehängt“ sind 26	
oder das lediglich aus dem Grund maximaler Provokation tun. 27	
Selbstverständlich ist für uns als Sozialist*innen die Tatsache, dass diese 28	
menschenverachtende Einstellung und autoritäre Tendenz schon lange vorhanden ist, kein 29	
ausschließlich ausreichender Erklärungsansatz. Die soziale und ökonomische Realität der 30	
Menschen sollte, wenn es darum geht, wie Ideologien und entstehen, selbstverständlich nicht 31	
ignoriert werden – aber, dass Menschen ausschließlich aufgrund ihrer ökonomisch 32	
schwierigen Lage dazu determiniert sind, rechte Parteien zu wählen oder rechten Ideologien 33	
anzuhängen, ist schlichtweg falsch. Der Grund für eine erfolgreiche AfD ist Deutschland und 34	
seine Bevölkerung, sind deutsche Zustände.  Genau diese Zustände aber führen nicht nur zu 35	
einer erfolgreichen AfD. Die AfD benötigte es nicht, um das Asylrecht zu verschärfen und 36	
repressive Funktionen des Staates auszuüben. Die AfD benötigte es nicht, in 37	
menschenverachtenden Asylpaketen die Grundrechte von Geflüchteten massiv zu 38	
beschneiden, das haben Sozialdemokrat*innen und vermeintlich konservative Politiker*innen 39	
auch alleine geschafft. 40	
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Eben diese Zustände also sind auch das Ziel unserer Forderungen und unseres Kampfes, den 1	
wir auf verschiedene Art und Weise führen. 2	
 Wir lehnen den gängigen Extremismusbegriff ab 3	
Wir sind als antifaschistischer Richtungsverband der Überzeugung, dass es eine entschlossene 4	
und kämpferische Praxis braucht, die nur auf einer klaren Analyse der bestehenden 5	
Verhältnisse resultiert. 6	
Die pragmatische und unideologische demokratischen Mitte betrachten wir als einen 7	
bürgerlichen Mythos. Die Konsequenz daraus, dass die Probleme mit auftauchenden 8	
„Extremen“ außerhalb dieser Mitte beginnen, ist viel mehr als lediglich ein Irrtum, der aus 9	
einer fehlerhaften Analyse heraus entsteht. 10	
Es ist auch klares Kalkül, denn diese Analyse gibt all jenen, die sich auf eben diese 11	
vermeintliche Mitte berufen, einen Freifahrtschein zu rassistischer Hetze. Wir wissen, dass 12	
Rassismus, Antisemitismus, Sexismus und Nationalismus keine Probleme vermeintlicher 13	
„Extreme“ sind, sondern quer durch die politische Landschaft, wie einige Äußerungen 14	
gewisser Teile der Linkspartei und das sozialdemokratische Regierungshandeln selbst 15	
beweisen, auch ein Problem der politischen Linken ist. 16	
Und wenn wir über eben jene rassisische, menschenverachtende Hetze reden, brauchen wir 17	
keine Gegenfrage, was eigentlich mit anderen „Extremen“ sei. Es gibt Themen, die 18	
menschenverachtend sind, es gibt Aussagen, die zutiefst rassistisch, antisemitisch, sexistisch 19	
sind, aber die machen vor keiner politischen „Richtung“ oder keiner politischen „Extreme“ 20	
halt. Sie sind in der vermeintlichen Mitte der Gesellschaft und müssen dort bekämpft werden. 21	
 22	
Sicherheit muss es auch für Asylbewerber*innen geben 23	
Die aktuellen Zustände für Asylsuchende sind nicht ertragbar. Sie sind nicht nur durch den 24	
Erfolg der AfD nicht ertragbar, sie sind auch deswegen nicht ertragbar, weil 25	
menschenverachtende Ideologien nicht nur sagbar, sondern -in den vergangenen Jahren 26	
auch machbar wurden. Wir erlebten durch verschiedene, von der Bundesregierung und somit 27	
auch von der SPD durchgedrückte Asylpakete regelmäßige Eingriffe in die Freiheiten von 28	
Geflüchteten. Auch deswegen konnten sich diejenigen, die durch Brandanschläge auf 29	
Geflüchtetenunterkünfte versuchten, Menschen zu ermorden gewiss darin sein, einen 30	
politischen Auftrag zu erfüllen. Der Angriff muss also all jenen Strukturen gelten, die dies 31	
ermöglichen. Das heißt für uns zunächst praktische Solidarität. Wir sind solidarisch mit all 32	
jenen, die von verschiedenen rassistischen Gesetzesverschärfungen der letzten Jahren 33	
betroffen waren. Solidarität heißt, politische Arbeit auf der Straße und in Bündnissen, von der 34	
Demo bis zur durch aktiven Widerstand erfolgreich verhinderten Abschiebung. 35	
 36	
Es heißt aber gemäß der Doppelstrategie unseres sozialistischen Richtungsverbands 37	
politische Arbeit in den Parteien. Wir müssen endlich wieder zurück zu einem Asylrecht vor 38	
dem Asylkompromiss mit einem menschenwürdigen Anrecht auf Asyl! 39	
Hierfür können die folgenden Maßnahmen eine Basis sein, die es weiterzuentwickeln gilt: 40	
 41	
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• Das System der sogenannten „Zentralen Aufnahmeinrichtungen“ in Bayern, wie wir 1	
sie beispielsweise in Bamberg vorfinden, den Gar ausmachen. Die rassistische Politik 2	
der CSU-Landesregierung muss beendet werden! 3	

• Ablehnung des Dublin 4-Abkommens sowie aller bisheriger Dublin-Abkommen und 4	
stattdessen eine gesamteuropäische Lösung, die die Last von den südeuropäischen 5	
Staaten nimmt und die Geflüchtete nicht kriminalisiert. Kein Mensch ist illegal! 6	

• Abschaffung der sicheren Herkunftsstaatenregelung. Menschen ohne Anhörung 7	
kategorisch auf Grund ihrer Herkunft deutlich schlechtere Chancen im Asylverfahren 8	
einzuräumen ist darf für eine sozialdemokratische Partei nicht tragbar sein! 9	

• Abschaffung des momentanen separaten Asylbewerberleistungsgesetzes. 10	
Sonderregelungen bei Sozialleistungen für Geflüchtete sollte ihre besondere Situation 11	
aufgreifen. Es sollte nicht eine gezielte Benachteiligung schaffen, wie es momentan 12	
der Fall ist. 13	

• Keine Obergrenze bei der Aufnahme von Asylsuchenden, denn es gibt kein Maximum 14	
an Grundrechten. 15	

  16	
Neuaufstellung der Sicherheitsbehörden 17	

Die letzten Jahre zeigen aber nicht nur eine rassistische Eskalation der Asyl- und 18	
Flüchtlingspolitik. Im Zeitraum der jüngsten großen Koalition kam es auch zu verschiedenen 19	
Vorfällen autoritärer Übergriffe durch Staatsorgane und zu einem massiven Ausbau 20	
repressiver Möglichkeiten. Die zu oft vorkommenden Übergriffe durch Polizist*innen im 21	
Zusammenhang mit beispielsweise Demonstrationen, bei denen eine wirkliche Aufarbeitung 22	
meist aufgrund internen Strukturen verhindert wird, belegen dies. Auch ist die Polizei nicht 23	
gefeit davor, von menschenverachtenden Ideologien geprägt zu sein. Racial Profiling, 24	
Begriffe wie „Soko Bospurus“ oder auch der Fall Oury Jalloh belegen das. Aus diesem Grund 25	
braucht es endlich eine wirkliche Kontrolle der Polizei durch verschiedene Akteur*innen, 26	
sowohl innerhalb staatlicher Institutionen, als auch durch die Zivilgesellschaft. Unser Ziel ist 27	
es, dass friedliche Demonstrant*innen, antifaschistische Initiativen und Journalist*innen die 28	
Sicherheit haben, von den Sicherheitsbehörden effektiv geschützt zu werden – und nicht 29	
Angriffe befürchten müssen. 30	
Im Zusammenhang mit dem NSU, aber auch durch viele andere Beispiele sehen wir nicht nur 31	
das Versagen von Polizei sondern auch das Versagen des Verfassungsschutzes. Das Scheitern 32	
des Verfassungsschutzes liegt in seinen historischen und ideologischen Wurzeln. Die 33	
Extremismustheorie versagt als theoretisches Analyseinstrument, aber auch die 34	
geheimdienstliche Praxis ist nicht ausreichend für eine verlässliche und sichere Behörde. Eine 35	
Institution, die auf Grundlage eines politischen Kalküls ein solches Instrument nutzt ist nicht 36	
nur ineffizient, sie ist sogar gefährlich, wie das Versagen im Falle des NSU, das seine Gründe 37	
auch hierin hat, beweist. Die Gefahr, die durch Inlandsgeheimdienste in ihrer realen Arbeit 38	
ausging und ausgeht zeigt auch der Versuch einer politischen Aufarbeitung des gesamten 39	
NSU-Komplexes. Akten, die der demokratisch legitimierten Kontrollinstanz hätten zukommen 40	
sollen, wurden vernichtet oder erst nach langen Verzögerungen zur Verfügung gestellt. Selbst 41	
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von den höchsten Stellen wurden entweder Aussagen verweigert oder die Ausschüsse 1	
wurden mit teilweise absurden Geschichten belogen. Alles in allem lässt sich festhalten, dass 2	
der Auftrag eine Verfassung zu schützen, durch die meisten Initiativen aus der Zivilgesellschaft 3	
oder wissenschaftliche Institutionen besser in den letzten Jahren stattgefunden hat, als es 4	
durch den Verfassungsschutz getan wurde. 5	
  6	
Aus der hier beschriebenen Analyse leiten wir folgende politische Maßnahmen ab: 7	
 8	

• Kennzeichnungspflicht für Polizist*innen, die es ermöglicht, bei Straftaten im Amt die 9	
richtigen Täter*innen zu ermitteln oder Zeugen ausfindig zu machen 10	

• Eine Parlamentarische Kontrollkommission für die bayerische Polizei, ähnlich wie es 11	
beim Inlandsgeheimdienst der Fall ist. 12	

• Interne Ermittlungen bei der Polizei müssen endlich durch unabhängige Stellen und 13	
nicht durch Kolleg*innen durchgeführt werden. Der hohe soziale Druck innerhalb von 14	
Polizeieinheiten verhindert oft eine Aufklärung von im Dienst begangenen Straftaten. 15	

• Abschaffung des USKs, es handelt sich um eine ausschließlich in Bayern vorkommende 16	
Polizeieinheit mit rechtstaatlichen Mindestansprüchen nicht ausreichenden 17	
Sonderrechten.  18	

• Bundesweite Zentralisierung und Umstrukturierung der Inlandsgeheimdienste. Das 19	
Amt muss von den zivilgesellschaftlichen Organisationen getragen werden, die in der 20	
Vergangenheit zur Aufklärung rechten Terrors beigetragen haben und dafür in Zukunft 21	
gefördert werden sollen. 22	

• Abschaffung der Vorratsdatenspeicherung! Die anlasslose Speicherung Millionen von 23	
Daten verschiedener Menschen ist nicht einmal mit liberalen Mindeststandarts einer 24	
bürgerlichen Demokratie zu vereinen, zudem können die Befürworter*innen bis heute 25	
keinen vollständigen Beleg für ein höheres Maß an Sicherheit durch die VDS 26	
vorbringen 27	

  28	
Zusammengefasst fordern wir die Sicherheit, dass wir und auch die Generation nach uns ein 29	
würdevolles Leben führen können. Wir möchten nicht weniger als eine sichere Kranken- und 30	
Rentenversicherung, die Sicherheit, auch in der Arbeitslosigkeit von der Gesellschaft 31	
unterstütz und gefördert zu werden. Wir verlangen die Sicherheit, auch in Zukunft noch eine 32	
schöne Wohnung finden zu können, ohne Unsummen an Geld auf den Tisch legen zu müssen. 33	
Wir bestehen auf die Sicherheit, auch ohne Geld lernen und sich fortbilden zu dürfen. Wir 34	
möchten die Sicherheit vor privaten Konzern- und Profitinteressen, wir möchten in Sicherheit 35	
vor einem grenzenlosen und menschenverachtenden Kapitalismus leben. Wir möchten, dass 36	
Sicherheit nicht deutsch, sondern solidarisch ist. Wir verlangen Solidarität mit Geflüchtete, mit 37	
Menschen aller Religionen, jeder Herkunft – mit allen Menschen ungeachtet ihres Status, ihrer 38	
Herkunft oder ihrer Identität. Mit diesem Antrag schlagen wir vor, dass die SPD endlich auch 39	
für eine gute Sicherheitspolitik bekannt wird – für eine alternative, menschliche 40	
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Sicherheitspolitik, die sich gegen eine autoritäre und nationalistische Politik stellt. Nur das 1	
kann unsere SPD sein. 2	
 

 

 

Antragsbereich Richtlinien Änderungen 
 

A1 Verkleinerung der Bezirkskonferenz 
AntragstellerIn: Bezirksvorstand Jusos Oberfranken 

Weiterleitung: SPD Bezirksvorstand 

 

Die Richtlinien der Jusos Oberfranken sind nach folgenden Maßgaben zu verändern: 3	
Die Bezirkskonferenz setzt sich aus 30 Delegierten zusammen. Jeder Unterbezirk erhält zwei 4	

Grundmandate. Die restlichen Mandate werden über das Hare-Niemeyer-Verfahren nach 5	
der Juso-Mittgliederzahl des letzten Jahreswechsels vor der BeKo bestimmt. Zusätzlich 6	
erhalten die sieben gewählten Bezirksvorstandsmitglieder Stimmrecht. 7	

 Der Bezirksvorstand setzt sich aus folgenden Personen zusammen: 8	
 Die*der Vorsitzende*r 9	
 Sechs stellvertretenden Vorsitzenden, die einem Aufgabenbereich über- 10	

 nehmen. 11	
 Die Aufgabenbereiche Öffentlichkeitsarbeit und Bildungsarbeit sind obliga- 12	

 torisch zu vergeben 13	
 Ohne Stimmrecht nehmen die Vorsitzenden der Unterbezirke und Hoch- 14	

 schulgruppen am Bezirksvorstand teil 15	
 

 

 

 

A2 Richtlinienänderung: Definition des Bezirksvorstands ausweiten 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Kulmbach-Lichtenfels 

Weiterleitung: SPD Bezirksvorstand 

 

Füge ein in den Gliederungspunkt III. 3b.: „höchstens jedoch zehn“  16	
Nach: „einer von der Bezirkskonferenz festgelegten Anzahl von Beisitzerinnen und Beisitzern“ 17	
Begründung: Einem aufgeblähten Vorstand mangelt es an Effizienz, die wir dringend nötig 18	
haben. Der Bezirksvorstand sollte nicht mehr als 13 Mitglieder haben, um seine 19	
Arbeitsfähigkeit sicherzustellen. 20	
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Antragsbereich Arbeit 
 

A3 Befristete Aushilfsverträge und Sachgrundbefristungen wegen Saisonarbeit 
müssen dringend limitiert werden  
AntragstellerIn: Bezirksvorstand Jusos Oberfranken 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

In vielen Berufsbranchen wie der Gastronomie, Süßwarenbetrieben,Textilindustrie, etc. 1	
gehören befristete Aushilfs- und Saisonarbeitsverträge zum Alltag. Vor allem in Unternehmen, 2	
die offiziell nicht als Saisonbetriebe anerkannt sind und die teilweise auch einem Tarifvertrag 3	
obliegen, stehen Saisonverträge auf der Tagesordnung. 4	
Durch diese Saisonverträge werden tarifliche Sonderleistungen wie Weihnachts- und 5	
Urlaubsgeld regelrecht eingespart. Auch haben Saisonarbeitnehmerinnen und -Arbeitnehmer 6	
weniger Urlaubstage als Festangestellte und dürfen diesen nur dann für sich in Anspruch 7	
nehmen, wenn die Festangestellten ihren Urlaub verplant haben. Sie arbeiten auch oft zum 8	
Mindestlohn - Der Tariflohn wird dadurch eingespart. Zudem kommt eine 9	
Betriebszugehörigkeit nicht zu Stande, obwohl die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 10	
schon teils seit über 25 Jahren in der gleichen Saisonarbeit im gleichen Betrieb tätig sind. Es 11	
handelt sich hierbei oft um befristete Kettenverträge aus Sachgründen. 12	
Dies kann schlicht und einfach nicht sein. Das ist ungerecht und respektlos seinen 13	
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gegenüber. Man kann nicht immer wiederkehrend die 14	
gleichen Leute für die immer gleiche Saisonarbeit im gleichen Unternehmen mit solchen 15	
Verträgen vom Arbeitsmarkt holen und sie dann beschäftigen. Das ist unmenschlich und 16	
grenzt schier an Ausbeutung. Wir können daher nicht so tun als wüsste man nichts davon. 17	
Wir fordern daher eine Limitierung von Aushilfsverträgen und Sachgrundbefristungen wegen 18	
Saisonarbeit.  19	
  20	
Keine willkürlichen Vermittlungen von Jobs bei den Agenturen für Arbeit 21	
Hinzu kommt dann auch, dass nach dem  Saisonende die Arbeitnehmerinnen und 22	
Arbeitnehmer vom Arbeitsamt abhängig sind. Beim Arbeitsamt angekommen, werden sie 23	
gleich in andere Firmen vermittelt. Meist sind es Zeitarbeitsfirmen, die selbst Arbeitssuchende 24	
für eine befristete Stelle anfordern. Wenn diese Menschen diese Stelle nicht annehmen, wird 25	
das Arbeitslosengeld gestrichen und wenn sie sie annehmen, dann kann es passieren, dass 26	
die Chance auf einen Wiedereinstieg in die vorhergehende Saisonarbeit dadurch verhindert 27	
wird. Für die Arbeitssuchenden heißt das konkret: Man geht von einem 28	
Saisonarbeitsverhältnis in die nächste Saisonarbeit oder in ein Arbeitsverhältnis, das nur für 29	
ein paar Wochen befristet ist. Das kann nicht Sinn und Zweck der Sache sein. 30	
Daher fordern wir, die rasche Beendigung der willkürlichen Vermittlungen von Jobs bei den 31	
Agenturen für Arbeit. Diese Menschen landen nicht freiwillig bei den Arbeitsämtern.  Sie 32	
werden regelrecht von Arbeitgebern dorthin geschickt, deshalb haben sie auch das Recht 33	
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ordentlich angehört und betreut zu werden. Bei Kettenbefristungen aus Sachgründen liegt es 1	
eindeutig auf der Hand, dass sie nach einem gewissen Zeitraum der Arbeitslosigkeit wieder 2	
zu ihren alten Bedingungen in ihrem zuvor gearbeiteten Betrieb genommen werden. Aus 3	
diesem Grund ist es sinnlos, solche Arbeitssuchenden in anderen Betriebe zu vermitteln, in 4	
denen sie das gleiche Schicksal oder sogar noch schlimmer droht. 5	
 

 

 

Antragsbereich Bildung 
 

A4 Mehr politische Bildung an bayrischen Schulen 
AntragstellerIn: Unterbezirk Hochfranken 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD 

 

Selbst heute gibt es noch viele Schülerinnen und Schüler, die sich weder mit den politischen 6	
Begebenheiten auf kommunaler Ebene geschweige denn mit der politischen Ordnung in der 7	
Bundesrepublik auskennen. Sie wissen oft nicht, was die Politikerinnen und Politiker in den 8	
verschiedenen Gremien diskutieren und wie eigentlich Gesetze verabschiedet werden. So 9	
etwas fördert die Politikverdrossenheit auf Seiten der Jugendlichen und wendet sie von uns 10	
ab. 11	
 12	
In den Schulen soll die politische Bildung durch den Sozialkunde Unterricht abgedeckt 13	
werden. In den Gymnasien findet dieser aber erst ab der 10. Klasse statt. Das ist eindeutig zu 14	
spät! Außerdem umfasst er nur eine einzelne Unterrichtsstunde, was viel zu wenig ist für so 15	
ein wichtiges Fach. Aufgrund der Tatsache, dass der Unterricht nur 45 Minuten lang ist, hat 16	
man kaum Zeit zum Diskutieren und Debattieren.  In dieser Zeit wird über Strukturwandel, 17	
den demographischen Wandel, aber auch das politische System in Deutschland gesprochen. 18	
In Realschulen werden die Schülerinnen und Schüler auch erst in der 10. Klasse in Sozialkunde 19	
unterrichtet. Hier wird der Unterricht zwar über zwei Unterrichtsstunden pro Woche gehalten, 20	
doch auch hier kommt die „politische Bildung“ viel zu spät.  21	
An den Mittelschulen gibt es das zusammengestellte Fach „GSE“ 22	
(Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde). Dieses Fach wird dort ab der 5. Klasse unterrichtet und 23	
das zweistündig. Ab der 7. Klasse umfasst das Fach sogar drei Stunden.  Dies ist sehr 24	
lobenswert, doch dabei ist das Problem, dass es durch die Kombination aus den drei Fächern 25	
sehr schwer ist den Fokus zu setzen. In den Jahrgangsstufen 8 und 9 liegt er zum Beispiel im 26	
Bereich Geschichte.  Geschichte und Politik sind sich zwar sehr nahe, aber dennoch fehlt hier 27	
die politische Meinungsbildung, die nur durch einen auf Sozialkunde fokussierten Unterricht, 28	
wo diskutiert wird, geschehen kann. 29	
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Politik ist mehr als nur zu wissen wie unsere Bundeskanzlerin heißt oder welche Parteien es 1	
gibt. Es ist auch das kritische betrachten und hinterfragen von aktuellen Themen, doch dazu 2	
kommt es kaum. 3	
 4	
Um zu erreichen, dass die Schülerinnen und Schüler politische Bildung erfahren, und um zu 5	
verhindern, dass sich die Jugend weiter von der Politik entfernt, muss gehandelt werden. 6	
Daher fordern wir: 7	
• Das Fach Sozialkunde sollte an bayrischen Gymnasien und Realschulen schon  8	
 ab der  8. Klasse stattfinden. 9	
• Die Erweiterung des Sozialkunde Unterrichts um mindestens eine Unterrichtsstunde 10	
  an bayrischen Gymnasien. 11	
• Die Fokussierung des Fachs GSE auf den Bereich Sozialkunde ab der 8. Klasse  12	
 der Mittelschule. 13	
 

 

A5 Mehr politische Aufklärung für Jugendliche 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Kulmbach-Lichtenfels 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Viel zu oft gibt es für an Politik interessierte Jugendliche zu wenige Möglichkeiten, sich 14	
unparteiisch und unabhängig zu informieren, was beispielsweise an der trotz des guten 15	
bayerischen Abschneidens in der PISA-Studie noch immer mangelnden oder mangelhaften 16	
politischen Bildung an Schulen liegt, die zugleich Politikverdrossenheit in den jungen 17	
Generationen fördert. Wir wollen stattdessen mehr junge Menschen für Politik begeistern und 18	
bereits interessierten mehr Möglichkeiten der einfachen Willensbildung und Information 19	
geben. 20	
Deshalb fordern wir eine Verbesserung des Sozialkundeunterrichts an Mittel- und 21	
Realschulen, sowie an Gymnasien und Fachoberschulen und einen aktualitätsbezogenen 22	
Lehrplan, der zur Auseinandersetzung mit politischen Geschehnissen in Bayern, Deutschland 23	
und der Welt führt. 24	
Wir fordern landes- und bundesweit mehr moderne und ansprechende Kampagnen zur 25	
politischen Aufklärung und entsprechende Veranstaltungen zu politischen Themen zur Pflicht 26	
für Schülerinnen und Schüler zu machen.  27	
Wir fordern ein besseres Eingehen auf Wünsche und Bedürfnisse von Jugendlichen von 28	
staatlicher Seite, beispielsweise eine Verbesserung des Webangebots der Bundeszentrale für 29	
politische Bildung, um möglichst viele Jugendliche anzusprechen.  30	
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A6 Verwendung digitaler Hilfs- und Lernmethoden im Fremdsprachenunterricht 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Forderung: 1	
Verwendung von Software ähnlich Duolingo, Babbel oder Rosetta Stone um in der Schule 2	
den Spracherwerb ergänzend zu unterstützen. Dies soll die Effizienz des Sprachunterrichts 3	
steigern. In allen Lehrplänen der lebenden Fremdsprachen soll die Verwendung digitaler 4	
Übungssoftware als Ergänzung und zum selbstständigen Lernen vorgesehen werden. Die 5	
Schulen müssen technisch dementsprechend ausgestattet werden. 6	
 7	
Begründung: 8	
Methoden um selbstständig zu lernen gewinnen im Internet stark an Zulauf. Duolingo z.B. ist 9	
wesentlich effektiver als ein Sprachkurs an der Hochschule, so eine amerikanische Studie. 10	
Digitale Lernmethoden könnten den Fremdsprachenunterricht bei Grammatik und 11	
Vokabelfestigung unterstützen. Außerdem würde mehr Zeit zur Anwendung des Erlernten, 12	
z.B. zum Dialog von Schülern untereinander oder zur Textproduktion zur Verfügung stellen. 13	
Digitale Lernmethoden würden den Schülern Lernen daheim ermöglichen, auch wenn die 14	
Eltern diese nicht unterstützen können. Damit würden sie einen Beitrag zur Chancengleichheit 15	
an Schulen leisten.  16	
 

 

 

Arbeitsbereich	Digitales 
 

A7 Funklöcher schließen 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Forderung: 17	
Lücken im Mobilfunknetz im ländlichen Raum müssen schnellstmöglich geschlossen werden. 18	
Damit überall Notrufe und Telefongespräche möglich sind, muss ausreichende 19	
Netzabdeckung für Telefonie an jedem Ort in Deutschland gegeben sein, überall also auch 20	
außerhalb von Siedlungen. Der moderne LTE/4G-Standart muss zumindest in allen 21	
Ortschaften und Haushalten verfügbar sein. Auch im ländlichen Raum. Alte Masten 22	
schnellstmöglich auf LTE umgerüstet werden und mit Glasfaseranschlüssen versorgt werden, 23	
damit sie die Übertragungsgeschwindigkeit voll nutzen können. Dem LTE-Ausbau ist Vorrang 24	
zu gewähren, bis der nächste leistungsfähigerer Mobilfunkstandard verfügbar ist, welchen es 25	
wiederum dann zu fördern gilt. 26	



	 Seite	23	

Begründung: 1	
Passiert im ländlichen Raum ein medizinischer Notfall, so muss Hilfe schnellstmöglich 2	
verfügbar sein, denn die Rettung dauert durch längere Anfahrten auch länger. Gerade 3	
kleinere Ortschaften werden durch die Versorgungsauflagen (bis 2020 98% müssen aller 4	
Haushalte versorgt sein) benachteiligt. Anbieter versorgen jedoch meist so, dass sie möglichst 5	
viele Haushalte auf einmal abdecken, daher bleiben kleine Orte außen vor. Mancherorts ist 6	
nicht einmal Telefonie verfügbar. 7	
 8	
Für Handwerker ist dies geschäftsschädigend, sofern sie Anrufe verpassen, weil sie im 9	
Funkloch unterwegs sind. In manchen Orten gibt es weder DSL, noch anständigen Mobilfunk, 10	
dementsprechend auch keinen Internetzugang. In unserer heutigen rasant digitalen 11	
werdenden Gesellschaft und Arbeitswelt ist dies ein Skandal. 12	
 13	
Ein moderner LTE Mast besitzt etwa eine Reichweite von 10km (bei günstiger Platzierung). 14	
Die Reichweite ist deutlich höher als bei UMTS, somit sollte es eigentlich möglich sein, den 15	
gesamten ländlichen Raum mit gutem mobilen Internet, als auch mit Telefonie zu versorgen.  16	
 

 

Antragsbereich Gesundheit 
 

A8 Notruf modernisieren –  Gefahren vermeiden & Leben retten, überall! 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Forderung 17	
• die Entwicklung einer kostenlosen & werbefreien Entwicklung einer Notruf-App durch 18	

den Bund, welche auf allen gängigen Plattformen (Windows 10, iOS, Android etc.) 19	
verfügbar ist, samt Safety-Check im Falle von Katastrophen, Anschläge etc., mögliche 20	
Notruf-Maßnahmen. Die Speichergröße der App ist möglichst gering zu halten, um 21	
technisch-schwächere Geräte nicht zu „überfordern“ 22	

• eine freiwillige Selbstverpflichtung der Smartphone/PC-Hersteller diese App auf den 23	
neu verkaufen Geräten vorzuinstallieren und die Käufer*innen beim Erststart des 24	
Gerätes auf diese App hinzuweisen 25	

• die Nutzer*innen der jeweiligen App Informationen über Schutz der Daten samt 26	
entsprechender Notfallakten beim Start der App mitzuteilen 27	

• einen bundesweiten Fördertopf, durch welchen den Leitstellen Technik zur Ortung der 28	
Mobilfunkzellen finanziell ermöglicht wird 29	

• Notrufe per App sind von Datenvolumensgrenzen seitens der 30	
Mobilfunkanbieter*innen zu befreien 31	
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• eine bundesweite Prüfung der Möglichkeit Notrufe über gängige Messenger-Dienste 1	
wie WhatsApp, Threema, Telegram etc. zu prüfen. Die notwendige Ausstattung & 2	
Finanzierung der Leitstellen um diese Technik nutzen zu können, soll ebenfalls aus 3	
dem genannten Fördertopf erfolgen. 4	

 5	
Begründung: 6	
110 oder 112 wählen & die berühmten 5 W-Fragen – das sind Inhalte, die fast jeder Mensch 7	
in jungen Jahren gelehrt bekommt. Jederzeit kann es passieren, dass man von diesen 8	
Nummern mal Gebrauch machen muss. Man wählt sie im Falle von Gefahrensituationen oder 9	
im Notfall, wenn es um Leben & Tod geht – sprich sobald jede Sekunde zählt. Nach dem 10	
Anruf muss man sich darauf verlassen, dass die Leitstellen die Kolleg*innen nicht nur über den 11	
Inhalt des Anrufs, sondern auch dessen Standort informiert werden können. Doch letzteres 12	
kann in der Praxis extrem schwierig werden, gerade in ländlichen Gebieten, in welchen nicht 13	
nur der Internetempfang, sondern auch der Mobilfunkempfang extrem instabil bzw. 14	
unzuverlässig ist. Aktuell erlaubt das Telekommunikationsgesetz (kurz TKG) die Ortung der 15	
Mobilfunkzelle der Notrufenden. In den Städten liegen etwa 200 – 600 Meter zwischen diesen 16	
Zellen. Insgesamt kann sich eine Funkzelle auf bis zu 12 qkm erstrecken. In ländlichen 17	
Regionen können es bis zu 6 Kilometer werden. 6 Kilometer, welche nach dem Notrufenden 18	
erstmal abgesucht werden müssten. Zeit, die für die Gefährdeten lebensgefährlich sein kann, 19	
wenn nicht gar tödlich im schlimmsten Fall der Fälle. Dies gibt auch die Bundesnetzagentur 20	
im Rahmen eines Entwurfs einer neuen Notrufverordnung zu: „Im Mobilfunknetz ist der Stand-21	
ort innerhalb der Funkzelle, von der die Notrufverbindung ausgeht, als geografische 22	
Koordinate mit einer Abweichung von maximal 100 m in 65% der Fälle, mit einer Abweichung 23	
von maximal 300 m in 95% der Fälle und funkzellengenau in 99,9% der Fälle anzugeben“ 24	
Zudem ist die Ortung nur beim Notrufenden möglich, eine Ortung von Menschen mit 25	
Suizidverdacht-/ gefahr, ist nicht möglich. Die Absetzung eines Notrufs per Apps gestaltet 26	
sich ebenfalls schwierig. Notruf-Apps, wie etwa die App „Mein Notruf“ erfordern ein Abo, 27	
um dauerhaft Notrufe absetzen zu können. Eine Bezahlschranke vor dem Absetzen eines 28	
womöglich lebenssichernden Notrufes ist ein absolutes No-Go. Die Ortung kann ebenfalls 29	
seitens der Leitstellen schwer bis unmöglich gestaltet sein, sofern es der Leitstelle an der 30	
entsprechenden Technik zur Ermittlung des Standortes per Mobilfunkzelle mangelt. Erste 31	
Initiativen bspw. des Freistaates Bayern mithilfe von SMS, mit eingefügten Weblinks die 32	
Ortung von Personen zu ermöglichen, ist ebenfalls nicht ausgereift. Die oben genannten 33	
Netzprobleme in Verbindung mit unterschiedlichsten Notfallszenarien, welche kein aktives 34	
Handeln seitens der verletzten Personen ermöglichen, lassen diese noble Idee in vielen Fällen 35	
unpraktikabel werden. Notfall-Szenarien, in welchen die Personen keine Chance haben zu 36	
sprechen, können zwar dadurch gelöst werden, allerdings erst nach Klicken des jeweiligen 37	
Weblinks. Gerade im Falle von schlechtem mobilen Internet gestaltet sich auch diese 38	
Möglichkeit als extrem eingeschränkt, während Messenger Dienste kaum Volumen benötigen 39	
würden. Insgesamt zeigt sich das Bild des Notrufs in Deutschland als durchaus löchrig, je nach 40	
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Szenario. Ein System, auf welches man sich im Notfall zu 100% verlassen könnten sollte, ist 1	
längst nicht so zuverlässig, wie es sein sollte. 2	
 

 

 

Antragsbereich Partei 
 

A9 Abschaffung des Mitgliedsbeitrags für junge Menschen 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Kulmbach-Lichtenfels 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Wir fordern ein Modell, bei dem junge Menschen vom Mitgliedsbeitrag der SPD befreit sind. 3	
Gerade Schüler, Studenten oder Menschen in Ausbildung, die sich politisch engagieren, 4	
könnten sich vorstellen bei uns aktiv zu werden, verstehen aber nicht, warum sie ihr 5	
Engagement auch noch bezahlen sollen. Sie engagieren sich stattdessen in Bündnissen oder 6	
losen Gruppierungen. Damit verschenkt die SPD ungeheures Potential!  7	
Aus diesem Grund bitte ich die Anwesenden um Zustimmung für diesen Antrag, in dessen 8	
Umsetzung beispielsweise bis zum Ende der ersten Ausbildung oder Vollendung des 25. 9	
Lebensjahres der Mitgliedsbeitrag für junge Genossinnen und Genossen optional wird. 10	

A10 Für echte Geschlechtergerechtigkeit: JETZT! 
AntragstellerIn: Jusos Stadtverband Coburg 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Alle Satzungs- oder Geschäftsordnungsregelungen (z.B. quotierte Rednerlisten, quotierte 11	
Delegationen etc.) der Jusos und der SPD sind in Bezug auf Geschlechterquoten dergestalt 12	
zu modifizieren, dass das verfassungsrechtlich anerkannte „dritte Geschlecht“ als 13	
gleichberechtigter Bestandteil der Mitgliederstruktur der Jusos und der SPD umgehend 14	
anerkannt wird und Mitglieder des „dritten Geschlechts“ nicht mehr strukturell diskriminiert 15	
werden. 16	
Begründung: 17	
Die Jusos verstehen sich seit jeher als jugendpolitischer Verband der Gleichstellung. In einer 18	
Selbstverpflichtung der Jusos Bayern zur Gleichstellung von Frauen und Männern im Verband 19	
heißt es beispielsweise.: „Wir sind uns bewusst, dass es in unserer Gesellschaft mehr gibt als 20	
nur Männer und Frauen. Die Dekonstruktion und Überwindung der Kategorie Geschlecht ist 21	
langfristig unser Ziel.“ 22	
Mit Beschluss vom 10.10.2017 hat das Bundesverfassungsgericht nun entschieden, dass die 23	
Regelungen des Personenstandsrechts sind mit den grundgesetzlichen Anforderungen 24	
insoweit nicht vereinbar, als § 22 Abs. 3 Personenstandsgesetz (PStG) neben dem Eintrag 25	
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„weiblich“ oder „männlich“ keine dritte Möglichkeit bietet, ein Geschlecht positiv eintragen 1	
zu lassen.. Das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 2	
GG) schützt auch die geschlechtliche Identität derjenigen, die sich dauerhaft weder dem 3	
männlichen noch dem weiblichen Geschlecht zuordnen lassen. Darüber hinaus verstößt das 4	
geltende Personenstandsrecht auch gegen das Diskriminierungsverbot (Art. 3 Abs. 3 GG), 5	
soweit die Eintragung eines anderen Geschlechts als „männlich“ oder „weiblich“ 6	
ausgeschlossen wird. 7	
In Umsetzung dieser Rechtsprechung fordern wie die Abschaffung der strukturellen 8	
Diskriminierung des „dritten Geschlechts“ in allen Satzungs- und 9	
Geschäftsordnungsregelungen der SPD. Bei allen Politikfeldern und Aktivitäten der Jusos und 10	
der SPD muss die Gleichstellung der Geschlechter konsequent mitgedacht werden. 11	
Unserer Überzeugung nach kann das wirksam nur erfolgen, wenn eine 1/3 Quote für das 12	
„dritte Geschlecht“ etabliert wird. Denn wir müssen leider feststellen, dass männliche und 13	
weibliche Seilschaften einer gelebten nicht durch Satzungs- und 14	
Geschäftsordnungsregelungen vorgegebenen Gleichstellung entgegenwirken. 15	

	
	
	
A11 Jusos erneuern 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Kulmbach-Lichtenfels 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Nach dem Wahldesaster vom 24. September 2017 ist aus dem Hashtag #SPDerneuern eine 16	
ganze Bewegung entstanden mit dem Ziel, die deutsche Sozialdemokratie grundlegend zu 17	
reformieren. Sei es inhaltlich, personell oder strukturell, letzterer Punkt unter anderem 18	
umgesetzt durch Initiativen wie „SPD++“. Es wurden personelle Konsequenzen aus dem 19	
Wahlausgang gezogen und auch inhaltlich (zum Beispiel Olaf Scholz: der Mindestlohn sollte 20	
gegen 12€ gehen) und strukturell (zum Beispiel Martin Schulz: der Parteivorstand sollte im 21	
Mitgliedervotum gewählt werden) machten sich neue Vorschläge aus Basis und Parteispitze 22	
breit. 23	
Genau wie auch die SPD sind die Jusos eine vielfältige Organisation, deren Potentiale jedoch 24	
häufig an den veralteten Strukturen des 20. Jahrhunderts zugrunde gehen. Deshalb setzen 25	
wir uns ein für einen Abbau ebendieser Strukturen und eine Modernisierung der Jusos in der 26	
SPD. Wir wollen innerhalb der Sozialdemokratie Vorreiter, nicht Ausbremser sein. Wir wollen 27	
den Spitzenpolitikerinnen und -politikern der SPD zeigen, dass neue Formen der Partizipation 28	
möglich und nötig sind. 29	
1. Wir fordern eine Verbesserung der inhaltlichen Partizipationsmöglichkeiten für alle 30	
Mitglieder. Alle Genossinnen und Genossen sollen Vorschläge einbringen können, damit 31	
Potentiale und bisher verborgene Kompetenzen innerhalb des gesamten Verbandes besser 32	
ausgenutzt werden können. Der Bundesvorstand und die Landesvorstände der Jusos sollen 33	
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ein Konzept erarbeiten, um innerhalb der Jusos die von „SPD++“ und Martin Schulz 1	
vorgeschlagenen thematischen Onlineplattformen mit Antragsrecht auf Landeskonferenzen 2	
und Bundeskongressen zu schaffen.  3	
2. Wir fordern eine Urwahl des Bundesvorstands der Jusos. Die Jusos bezeichnen sich als 4	
basisdemokratische Organisation. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, fordern wir eine 5	
Urwahl des Bundesvorstands der Jusos, mindestens aber der oder des Bundesvorsitzenden.  6	
Mithilfe dieser Maßnahmen wollen wir allen Genossinnen und Genossen die Möglichkeit 7	
geben, an der Willensbildung innerhalb der Jusos mitzuwirken, ohne ihre Meinung im Sumpf 8	
des antiquierten Delegiertensystems versickern sehen zu müssen.  9	
 

 

 

A12 Resolution zum Beschluss des Parteitages am 07.12.2017 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Auch weiterhin gilt: NoGroKo 10	
Am 24. September erlebte die SPD einer ihrer schwersten Wahlniederlagen. Die SPD fuhr mit 11	
gut 20,5 Prozent bei der Bundestagswahl das schlechteste Ergebnis seit Bestehen der 12	
Bundesrepublik ein. Die Wähler*innen trauen der SPD nicht mehr zu, dass wir als die soziale 13	
Kraft eine solidarische und gerechte Gesellschaft gestalten können. Die SPD ist für viele 14	
Menschen in Deutschland keine glaubwürdige Partei mehr. Dementsprechend war es wichtig 15	
und richtig, dass Ende der Großen Koalition am Wahlabend zu bekräftigen. Richtig war auch, 16	
dass nach dem Scheitern der Sondierung von Union, Grüne und FDP bei einem klaren Nein 17	
zur Großen Koalition zu bleiben.  Doch nun wird die Wende eingeleitet! 18	
Am 07. Dezember 2017 beschloss der Parteitag in ergebnisoffene Gespräche mit der Union 19	
zu gehen.1 Dieser Parteitag ist richtungsweisend für unsere Partei. Deshalb positionieren wir 20	
uns, der Unterbezirk Jusos Bamberg-Forchheim weiterhin gegen Gespräche mit der Union, 21	
die nicht eine Große Koalition ausschließen.  22	
Die Große Koalition wurde am 24.September 2017 abgewählt, denn innerhalb von 4 Jahren 23	
hat sie 13,7 % verloren, das ist ein klarer Wähler*innenzeichen und darf nicht ignoriert werden! 24	
In den letzten vier Jahren fehlte die nötige Auseinandersetzung mit anderen politischen 25	
Lagern und sorgte somit für das Erstarken von Rechtspopulist*innen. Demokratie lebt von 26	
florierender Meinungspluralität. Das die Sozialdemokratie noch weiterabstürzen kann und 27	
20,5% noch nicht das Ende sein kann, zeigt so manche Schwesterpartei in Europa. Die 28	
Sozialdemokratie muss die Antworten auf die Fragen der Zeit finden. Doch braucht dies eine 29	
in sich gefasste und starke SPD, diese können wir nicht weiteren vier Jahren Große Koalition 30	
aufbauen.  31	
Auch die letzten vier Jahre in der Großen Koalition haben gezeigt, dass es keine 32	
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der Union geben kann. So wurden Vorhaben der SPD 33	
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immer wieder blockiert. Absprachen im Koalitionsvertrag von der Union gebrochen. Auf die 1	
Spitze hat es die Union getrieben, als sie gegen anderslautende Absprachen die 2	
Wiederzulassung vom Glyphosat zustimmte. 3	
Die letzten vier Jahre haben gezeigt, dass mit der Union keine vertrauensvolle und 4	
zukunftsfähige Politik möglich ist.  5	
Der Parteivorstand hatte mit seinem Beschluss am 20. November, nach Scheitern der 6	
Jamaika-Verhandlungen Recht. Die Gemeinsamkeiten sind endgültig aufgebraucht! Eine 7	
andere Politik, die solidarische, soziale und progressiv ist, wird es mit der Union nicht geben. 8	
Es wird nur Stillstand und Politik des kleinsten gemeinsamen Nenners geben! – Daher: NO 9	
MORE FOUR YEARS! NO MORE GROKO! 10	
 

 

 

A13 Politikverdrossenheit vermeiden - Demokratie in ein besseres Licht rücken 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Zurückgehen zu den alten Wurzeln 11	
An den Infoständen zur Bundestagswahl sind wir mit vielen Wählerinnen und Wählern ins 12	
Gespräch gekommen. Der Frust über die Politik war kaum zu überhören. Sätze wie: „…die 13	
wissen doch gar nicht wie es da draußen zugeht“; „…wir dürfen immer nur für andere 14	
zahlen…“ „… die nehmen uns doch nicht ernst…“; „… die Versprechen doch sowieso immer 15	
nur und nichts davon wird umgesetzt…“; „…da ist es egal wen man wählt, sind sowieso alle 16	
gleich…“ usw. dominierten meist die Konversationen. 17	
Anhand dieser Aussagen kann man deutlich erkennen, wie enttäuscht die Wählerinnen und 18	
Wähler letztendlich von den Parteien, insbesondere der SPD sind. Daher muss unser Ziel sein, 19	
das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger wieder zur Demokratie wie auch zur 20	
Sozialdemokratie zurück zu gewinnen. Dies geschieht neben innovativen Inhalten auch unter 21	
anderem nur dann, wenn man den Wählerinnen und Wählern das Gefühl entgegenbringt, sich 22	
ihren Problemen anzunehmen. Dies kann auch nur dann geschehen, wenn man sich um sie 23	
kümmert und zusammen mit ihnen eine Zukunft aufbaut. Deshalb ist es von Vorteil sie in den 24	
Gesprächen miteinzubeziehen, denn eine gute demokratische Politik kann nur dann 25	
funktionieren, wenn man die Probleme der Bevölkerung versteht. Dazu ist es auch erforderlich 26	
bei ihnen präsent zu sein, mit ihnen ein Stück weit zu gehen, sie über die Politik sowie über 27	
die Sozialdemokratie aufzuklären und nur dann werden sie wieder Stück für Stück an Vertrauen 28	
zu uns zurückgewinnen. Die Anfänge der SPD vor 150 Jahren haben dies in aller Deutlichkeit 29	
gezeigt. Damals waren es Liebknecht und Bebel, die zu den Arbeiterslums gegangen sind 30	
und sich über die aktuelle Lage ein Bild vor Ort gemacht haben. Dorthin müssen wir wieder 31	
zurück gelangen. Wir dürfen dabei aber nie den Blick in unserer Zukunft verlieren. Um diese 32	
Faktoren zu berücksichtigen, müssen wir zunächst an den Ortsvereinen arbeiten. 33	
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1. Ortsvereine in ein besseres Licht rücken 1	
Ortsvereine erfüllen vor Ort eine wichtige Aufgabe. Sie sind in erster Linie 2	
Ansprechpartner für die Bürgerinnen und Bürger vor Ort. Sie kümmern sich um diese 3	
und sind zugleich Transmitter für den Bundestagskandidaten. Außerdem sind OVs 4	
auch für die Aufnahme, Betreuung und teils Förderungen der Neumitglieder 5	
zuständig, denn Neumitglieder wenden sich immer zuerst an den OV. Wie man sehen 6	
kann, ist die Arbeit der Ortsvereine sehr wichtig, aber auch vielschichtig und tragen 7	
unter anderem maßgeblich an den Wahlergebnissen bei. Man muss sich nur einmal 8	
die Statistik über die Ergebnisse der Bundestagswahl anschauen, dann ist feststellbar, 9	
dass in den Regionen, in denen ein aktiver Ortsverband sitzt, auch die Wahlergebnisse 10	
für die Partei besser aussehen als in den Regionen, in denen es keinen Verband gibt, 11	
oder die sehr schwach sind.     12	

• Ortsverbände verjüngen  13	
Dies liegt oft daran, dass in vielen Ortsverbänden der Altersdurchschnitt sehr stark 14	
erhöht ist. Einigen OVs droht dann auch unter Umständen das Aus! Eine der Ursachen 15	
dafür ist häufig, die zum Teil starre Struktur. Sie beeinträchtigt zum Teil die 16	
Vereinsarbeit sehr stark. Aus Angst, altbewahrte Mitglieder zu verlieren sowie 17	
gewohnte Strukturen aufgeben zu müssen, weigern sich die Verbände oftmals 18	
Jugendliche aktiv in die Vereinsarbeit zu integrieren, ja manchmal sogar aufzunehmen. 19	
Das schreckt viele Jugendliche ab. Sie bleiben dann einfach fern. 20	
Um den OV vor der Vergreisung zu bewahren, schlagen wir vor, die Mitglieder dieser 21	
Verbände über die Jugendarbeit bzw. die Arbeit der JuSos aufzuklären. Dies kann in 22	
Form von Workshops und Seminaren, auch vor Ort geschehen. Diese Schulungen 23	
können teils auch von den JuSo-Verbänden selbst durchgeführt werden. Wir fordern 24	
aber auch, dass mindestens ein engagiertes Mitglied der JuSos, sofern sie/er es 25	
möchte, im OV vertreten ist. Somit wird die Zusammenarbeit zwischen den 26	
Ortsverbänden und der JuSo AG kontinuierlich, produktiv wie auch nachhaltig 27	
gestärkt. Des Weiteren streben wir nach mehr Mitspracherecht/Entsendungen der 28	
JuSos auf den Parteitagen an. Schließlich sind sie es, die überwiegend Anträge 29	
schreiben und die letztendlich für die Belange der Jugend einstehen. Außerdem 30	
kennen die JuSos auch die aktuellen Problematiken der Politik, denn Sie sind es, die 31	
in Unis und in Schulen unterwegs sind. Sie sind es, die nach der Schule einen Job, 32	
oder eine Wohnung suchen. Keiner wie sie sind von der aktuellen Situation betroffen. 33	
Genauso ist es auch mit der AG 60+. Keiner wie diese AG beschäftigen sich mit der 34	
Rente. Deshalb ist es unserer Ansicht nach generell notwendig, dass von jeder AG, 35	
sowie von Stadt- bzw. Gemeinderäten engagierte Mitglieder im OV vertreten sind. 36	
Nur dann entstehen lebendige und konstruktive Diskussionen. Dies macht den 37	
Ortsverband nach außen hin attraktiver, denn er hat mehr Einfluss in die alltäglichen 38	
Problemen der Bürgerinnen und Bürgern und wird auf die Jahre hinweg gesehen noch 39	
weiter Fortbestand haben. Ebenso wichtig ist es auch dieses Konstrukt auf 40	
Bundesebene zu fördern. 41	
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 1	
• Mehr Mitspracherecht der OV-Mitgliedern auf Bezirk und Landesebene 2	

Es sind vor allem oft die Menschen, die in den Ortsverbänden sitzen, die die Ziele der 3	
SPD an die Bürgerinnen und Bürgern näherbringen. Sie stehen unmittelbar in Kontakt 4	
mit den Wählerinnen und Wählern. Sie erfahren wo der Schuh in der Bevölkerung 5	
drückt. Deshalb ist es notwendig, ihre Ideen/Meinungen anzuhören, sie zu 6	
respektieren und daran aktiv zu arbeiten. Wichtig dabei ist, Problemstellen zu 7	
benennen, darüber zu diskutieren und sie dann z.B. in Form eines Workshops zu einem 8	
zielgerichteten Abschluss zu bringen. Nur wenn ein regelmäßiger reger Austausch 9	
zwischen den Mitgliedern aus den einzelnen Bus sowie Bezirken und Landesebenen 10	
entsteht, kann produktiv gearbeitet werden. Wir fordern aber auch, dass bei jedem 11	
Verband, bei jeder Einrichtung, sei es UB, Bezirk oder Landesebene mindestens ein 12	
JuSo-Mitglied vertreten ist. 13	
Vermehrtes Angebot von Schulungen und Seminaren durch den Landesverband/ 14	
Bezirksvorstand/ Unterbezirk 15	
Die Welt der Politik wird immer rasanter und komplexer. Um Mitglieder aktuell auf den 16	
laufenden zu halten und sie zu fördern, sprechen wir uns für ein vermehrtes 17	
kostenloses Schulungsangebot aus. Jeder soll hier die Möglichkeit haben, an solchen 18	
Kursen/Seminaren kostenfrei daran teilzunehmen, wenn es wichtig für ihre/seine 19	
politische Arbeit ist. Denn schließlich bringen wir uns als ehrenamtliches Mitglied ein. 20	
Aber auch Seminare, die nur bedingt mit der Politik zu tun haben wären sinnvoll sie 21	
anzubieten. Sie können z.B. zur Erweiterung der Persönlichkeit dienen oder auch einen 22	
Vortrag zu einem bestimmten Thema nicht politischer Art weiterverhelfen. Dadurch 23	
schafft man es die Kurse attraktiver hervorzuheben und die Mitglieder besser zu 24	
fördern. Vor allem auch Neumitglieder finden sich hier schneller und besser in ihre 25	
spätere politische Arbeit ein. 26	

 27	
• Bessere finanzielle Unterstützung in den Ortsverbänden 28	

Zudem haben viele Ortsverbände kein Geld um verschiedene Aktionen bzw. 29	
Kampagnen zu planen um sie dann durchzuführen. Es fehlt ihnen sehr oft das nötige 30	
Geld dazu, da nur ein sehr geringer Teil der Mitgliedsbeiträge in den Ortsvereinen 31	
ankommen. Darum erbitten wir eine finanzielle vierteljährige Förderung vom Landes-32	
/bzw. Bundesverband. Von dieser finanziellen Unterstützung können ist es dem 33	
Ortverband dann möglich einen ordentlichen Wahlkampf durchzuführen, die 34	
Mitglieder zu fördern und verschiedene Kampagnen zu planen. Diese Investition ist 35	
keine Verschwendung, sondern sie trägt zur Vertiefung und zur Verbreitung der 36	
Sozialdemokratie bei 37	
 38	

• Mehr Promipräsenz in den Ortsvereinen  39	
Oft fühlen sich Ortsvereine vernachlässigt, hinten in die Ecke abgestellt. „Was wir für 40	
eine Arbeit machen, interessiert sowieso niemanden.“, sind Sätze, die man sehr oft 41	
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aus eigenen Reihen zu hören bekommt. Die Promis kommen doch sowieso nur in 1	
attraktive Städte, Die Probleme der Menschen auf dem Land sind ihnen egal. So fühlen 2	
sich aber nicht nur Ortsvereine behandelt, sondern auch die Wählerschaft. 3	
Demzufolge gehen viele der Einwohner nicht mehr wählen oder wählen eine andere 4	
Partei, die präsenter ist oder auch bewusst eine andere Partei zum Trotz. Folglich ist 5	
es unabdingbar, wenn sich prominente Politiker in Regionen sehen lassen, die nicht 6	
so attraktiv sind. Sie fördern dadurch nicht nur ihre Wahlergebnisse, sondern auch den 7	
Ortsverband. Man wird dadurch wieder motiviert weiterzumachen und setzt sich 8	
wieder für die Belange der SPD ein. Auch die Bewohnerinnen und Bewohner auf dem 9	
Land fühlen sich wieder von der Politik ernstgenommen 10	

 11	
2. Mehr Nähe zu den Menschen 12	

 13	
• Handbücher für neue bzw. strukturschwache Ortsvereine 14	

Dieses Handbuch soll insbesondere Anleitungen für strukturschwache bzw. sich im 15	
Aufbau befindende Ortsvereine liefern, welche in aktuellen Handbüchern bisher nicht 16	
zu finden ist. Dabei schwächelt die SPD schwächelt auf dem Land extrem. Wenn man 17	
sich die bereits vorhandenen Handbücher durchließ, so kann man den Eindruck 18	
gewinnen, dass diese nicht unbedingt für strukturschwächere wie Ostdeutschland 19	
oder Bayern (in denen die SPD schwach vertreten ist) geschrieben worden sind. 20	
Jedoch genau für solche Regionen ist entsprechender Bedarf für solche Literatur 21	
vorhanden. Gerade für den politischen Alltag innerhalb strukturschwacher 22	
Regionen/Ortsvereine bedarf es solcher Hilfestellung  23	

 24	
• Portale für Bürgerinnen und Bürgern einführen 25	

Selbstverständlich kann nicht immer ein Promi vor Ort sein und die Probleme der 26	
Mitbürgerinnen und Mitbürgern anhören. Um dennoch deren Belange ernst zu 27	
nehmen, kann dies durch eine Einrichtung eines Internetportals/einer Auskunftsstelle 28	
behoben werden. Das Portal sollte so gestaltet und strukturiert werden, dass jeder 29	
„Normalbürger“ sich damit zurechtfindet. Es muss also klar ersichtlich sein, wen ich 30	
bei welchem Thema kontaktieren kann. 31	

 32	
• Bessere Zusammenarbeit mit anderen Verbänden 33	

Die Partei kann ebenso gestärkt werden, indem sie sich in gewissen Bereichen mit 34	
anderen Verbänden wie beispielsweise der Gewerkschaft, AWO etc. austauscht, sich 35	
mit deren Belange auseinandersetzt und sie verbessert. Somit wäre auch eine 36	
inhaltliche und thematische Basis geschaffen, an der man etwas in der Politik erreichen 37	
kann. 38	

 39	
 40	
 41	
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• Mehr Präsenz bei den Verbänden und den Bürgerinnen und Bürgern zeigen 1	
Wenn beispielsweise die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zusammen mit den 2	
Gewerkschaften auf die Straße gehen um dort gegen Werksschließungen, Verlust der 3	
Arbeitsplätze und Ungerechtigkeiten im Lohn protestieren, dann sollten wir hierbei 4	
nicht fehlen. Genauso ist es bei Demonstrationen gegen Rechtspopulismus, 5	
Klimaschutz, unnötige Aufrüstungen etc. Dabei verfolgt man nicht nur die 6	
Grundprinzipien der SPD, sondern dies verleiht uns zudem Glaubwürdigkeit und 7	
Anerkennung in der Bevölkerung. Es ist nur wichtig die Bevölkerung bei 8	
Demonstrationen zu begleiten, sondern ihnen auch die Chance geben, sich selber 9	
über verschiedene Anliegen zu äußern. Dies könnte auch in Form einer 10	
Dialogveranstaltung in regelmäßigen Abständen z.B. einmal im Jahr veranlasst 11	
werden. Somit bleibt man ständig im Kontakt mit den Mitbürgerinnen und Mitbürgern 12	
sowie den eigenen Parteimitgliedern. 13	

3. Mehr politisches Engagement wagen 14	
Es gibt in Deutschland sehr viele Bürgerinnen und Bürger, die sich für die Politik 15	
interessieren und sich zudem aktiv in die Parteiarbeit einbringen möchten. Hierbei gibt 16	
es selten eine andere Möglichkeit sich anderweitig zu engagieren, als in einer Partei 17	
einzutreten. Aber anstatt in einer Partei einzutreten, bleiben sie fern, da sie sich oft 18	
nicht „outen“ wollen. Um diese Menschen trotzdem zu fördern, schlagen wir ein 19	
parteiunabhängiges Konzept vor. Dabei wird an einer Art parteiunabhängige Initiative 20	
gedacht. Somit wäre es möglich sich parteiunabhängig politisch zu engagieren und 21	
die SPD mit ihren Ideen zu unterstützen. Die Menschen, die sich dort einbringen, 22	
sollen auch die Chance bekommen an Workshops, Vorträgen sowie an Schulungen 23	
teilzunehmen, die unter anderem von der SPD abgehalten werden. Wer hier Mitglied 24	
werden möchte und sich engagiert, sofern sie/er es möchte, erhält außerdem die 25	
Möglichkeit, für die kommunale Landesliste der SPD zu kandidieren. Zudem stehen 26	
sie als Berater der Partei zur Seite, auch wenn es um das Parteiprogramm geht. Sie 27	
haben jedoch nicht das Recht, bei Mitgliederwahlen innerhalb der Partei zu wählen. 28	
Hiermit wird ein Konzept geschaffen, bei dem sich auch nicht outende Bürgerinnen 29	
und Bürger einbringen können. Es können sich aber auch Menschen einbringen, die 30	
sich beispielsweise nur für ein bestimmtes Projekt interessieren. Und wer weiß, 31	
vielleicht findet der eine oder andere doch noch Gefallen daran an der Parteiarbeit 32	
aktiv mitzuwirken und tritt daraufhin in die SPD ein. 33	
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A14	“Weniger	ist	mehr	–	Schluss	mit	Ämterhäufung”	
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Forderung: 1	
Landtags-, Bundetags- und EP-Mitglieder sollen nicht mehr als ein Drittel der Ämter in einem 2	
Parteiengremium besetzen. Die SPD soll Genoss*innen auf Parteiämter besser vorzubereiten, 3	
sie unterstützen und die Ausübung von Ämtern erleichtern. Junge Genoss*innen sollen in 4	
ihren Ambitionen gefördert werden, ohne dabei überfordert zu werden. 5	
 6	
Begründung: 7	
Mandatsträgerinnen (insbesondere MdB, MdL) sollen sich auf ihr Mandat, die damit 8	
verbundene Betreuungsarbeit, sowie relevante Vorstandsämter konzentrieren. Dabei ist 9	
zusätzliche Parteiarbeit eher hinderlich. Gleichzeitig entstehen durch Vorsitzämter bei 10	
Listenaufstellungen Interessenskonflikte, wenn es um den Mandatserhalt und gute 11	
Listenplätze geht. Genoss*innen ohne Ämter haben dabei einen Nachteil. Bei 12	
Listenaufstellungen geht es inzwischen hauptsächlich darum sich Pfründe zu sichern. Das 13	
Netzwerk zählt mehr, als die Qualität der Kandidat*innen. Bündnisbildung und 14	
“Bezirksplätze” verhindern ausgewogene Mischungen der Listen, auf den ersten Plätzen sind 15	
meist Bezirks- oder Landesvorsitzende zu finden, die diese Plätze eine halbe Ewigkeit 16	
besetzen. Um eine Erneuerung der Partei voranzutreiben, muss die Macht von Einzelpersonen 17	
eingeschränkt werden, damit Entscheidungen im Sinne der Partei und nicht zur 18	
Postensicherung von Einzelpersonen getroffen werden. 19	
In den vergangenen Jahren hat sich, bedingt durch die Überalterung der SPD, ein Trend zum 20	
“Jugendwahn” durchgesetzt. Junge Menschen werden schnell auf die verschiedensten Ämter 21	
losgelassen, dabei mangelt es ihnen häufig an Unterstützung. Jedoch ist die 22	
Erwartungshaltung vieler Altgenoss*innen umso größer, so dass Überbelastung und 23	
Überforderung folgt. 24	
Jungen Genoss*innen so kaum Zeit für anderweitiges Engagement und die Lust an der 25	
Parteiarbeit vergeht schnell. Die Jugend kann nicht jede Lücke füllen, dieses Eingeständnis 26	
muss man, mit Blick auf die Altersstruktur, sich leider machen. 27	
 

 

 

 

 

 

 
  



	 Seite	34	

A15 Einrichtung eines Online-Systems für Anträge 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Forderung:  1	
Schaffung eines Systems zur Nachverfolgung, Archivierung, Kategorisierung von Anträgen 2	
und zur Überwachung von Beschlusslagen. 3	
 4	
Folgende Forderungen werden an das System gestellt: 5	
• Erfassung sämtlicher aktueller und archivierter Anträge ab Unterbezirksebene. 6	
• Einsehbarkeit von Anträgen für jedes Mitglied 7	
• Kategorisierung der Anträge. Dabei hierarchische Verfeinerung der Kategorien. 8	
• Ordentliche Suchfunktion. 9	
• Kommentierung von Abschnitten durch änderungsberechtigte Gliederungen 10	
• Bei laufenden Anträgen die Möglichkeit, sofern der Gliederung zugehörig oder  11	
 delegiert, Änderungsanträge zu stellen, betreffende Zeilen direkt zu markieren 12	
• Nutzung auch bei Bezirks-, Landes- und Bundesparteitagen und Konferenzen  13	
 von Gliederungen an Stelle des Antragsbücher 14	
• Dokumentation von Begründungen zur Annahme/Ablehnung. 15	
• Nach Beschluss auf zuständiger Ebene soll dokumentiert werden, inwieweit die  16	
 Umsetzung des Antrages erfolgt. Ist diese abgeschlossen wird der Antrag archiviert. 17	
 18	
Begründung: 19	
Das System böte folgende Vorteile: 20	
• Vereinfachung der Parteiarbeit 21	
• Nachvollziehbarkeit von bereits gestellten und beschlossenen/nichtbeschlossenen 22	
 Anträgen/ Vermeidung von Mehrfachstellung von Anträgen, sofern zwei Antrags-23	
 steller*innen nicht voneinander wissen. 24	
• Export als odt-, docx.-Dokument soll möglich sein 25	
• Der Landesverband der BayernSPD soll über deren Bemühungen informieren 26	
• Anhand beschlossener/abgelehnter Anträge würden Beispiele für gute Anträge 27	
 gegeben. 28	
• Vereinfachung thematischer Arbeit. 29	
• Papiereinsparung. 30	
• Nachvollziehbarkeit und Transparenz beim Handeln von Gliederungen. 31	
• Onlineteilhabe von Mitgliedern. 32	
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A16	Mehr	Unterstützung	für	Ortsvereine	im	ländlichen	Raum 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Dieses Handbuch soll insbesondere Anleitungen für strukturschwache bzw. sich im Aufbau 1	
befindende Ortsvereine liefern, welche in aktuellen Handbüchern bisher nicht zu finden ist. 2	
Insbesondere soll dies folgende Bereiche abhandeln: 3	
• Besetzung des vorpolitischen Raumes 4	
• Gewinnung von Kandidat*innen für Listen 5	
• Öffentlichkeitsarbeit im ländlichen Raum 6	
• Mitgliedergewinnung auf dem Land 7	
• Aktionen, die mit wenig Mitgliedern durchführbar sind 8	
• Effektiver Wahlkampf auf dem Land 9	
• Präsent sein 10	
 11	
Daneben sollen Online mehr Vorlagen zur Werbung durch die SPD abrufbar sein. Dazu sollten 12	
z.B. gehören: Vorlagen für Flyer zu bestimmten Zwecken. (Z.B. Vorstellung des Ortsvereins, 13	
Kommunalwahl etc.). 14	
Außerdem Kachelvorlagen für Facebook. 15	
 16	
Begründung: 17	
Die SPD schwächelt auf dem Land extrem. Wenn man sich jedoch die Handbücher durchließ, 18	
so kann man den Eindruck gewinnen, dass diese nicht unbedingt für Regionen wie 19	
Ostdeutschland oder Bayern (in denen die SPD schwach vertreten ist) geschrieben sind. 20	
Z.B. Ein Handbuch in dem bei Pressearbeit das Pressegespräch drinsteht, etwas was wohl 21	
eher in größeren Orten relevant ist. Viel mehr sind Tipps zum Alltag in mitgliederschwachen 22	
Regionen in den Handbüchern eher dünn gesät. Dabei ist genau dort, der Bedarf am 23	
größten!  24	
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A17 Internetreform der SPD 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Schaffung eines bundesweit einheitlichen Internetauftrittes aller SPD-Verbände. 1	
Abschaffung der Landesverbandsprojekte. Verwendung eines Systems mit attraktivem Preis. 2	
 3	
Grundfunktionen: 4	
• Jeder Verband und jede AG muss online zu finden sein. 5	
• Auffindbarkeit aller Verbände direkt von der Seite der Bundespartei. 6	
• Anzeige des zuständigen Ortsvereins der Postleitzahlangabe (Suchfunktion). 7	
• Verwendung einheitlicher Designs – Von der Bundespartei runter bis den Ortsver- 8	
 einen. 9	
• Pfad von SPD.de auf die Seite. 10	
• Verwendung einer einzigen Seite in einem Standarddesign, die Daten vervollständigt  11	
 die Gliederung. 12	
 13	
Jeder Verband soll die Möglichkeit erhalten kostenlos online präsent zu sein. Dabei sollen ein 14	
paar Basisfunktionen enthalten sein: 15	
• Terminkalender 16	
• einfache Textnachrichten mit einem Bild 17	
• Informationen zur Gliederung (Vorstand, kurze Basisinformation) 18	
• Kurze Information zu Mandatsträger*innen 19	
• Kontaktformular 20	
• Links zur Facebook, Instagram und Twitter-Seite der Gliederung 21	
• Die eine Seite soll Kontaktformular, Termine und Neuigkeiten in Textform enthalten. 22	
• Verbandsvorsitzende, Mandatsträger*innen, Kommunalwahlkandidat*innen sollen 23	
  mit einem kleinen Foto einstellbar sein. 24	
• Möglichkeit zur Einbindung von Links zu Facebook und Instagram Seite, nächst- 25	
 höherer Ebene und lokalen Abgeordneten. 26	
• Erweiterte Funktionalität mit ein wenig eigenem Speicher, eigener Subdomain  27	
 und Möglichkeit für Galerien, Erstellen mehrerer Seiten etc. 28	
• Mail-Weiterleitung mit @subdomain.spd-ovs.de 29	
• Nutzung von Subdomains (ermöglicht günstige Nutzung von SSL-verschlüsselung). 30	
• Zusatzfunktionen gegen Aufpreis 31	
• Eigene Domain 32	
• Mehr Speicher 33	
• Mailadressen 34	
• Zusätzliche Funktionen wie Videos 35	
• Anpassung von Designs 36	
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• Let’s-Encrsypt nutzen um Geld bei SSL Verschlüsselung zu sparen 1	
• Verschiedene Templates ja nach Art der Seite (Kandidat*in, Juso-Ag, Ortsverein) 2	
• Einbindung von Nachrichten und Terminen anderer Gliederungen 3	
 4	
Begründung: 5	
Die Idee hinter Websozis, Web-O-Mat und soz.is ist prinzipiell gut. Leider kochen viele 6	
Landesverbände ihr eigenes Süppchen, wir sind aber eine bundesweite Partei. Lösungen 7	
müssen daher bundesweit umgesetzt werden um Ressourcen und wertvolle Finanzmittel zu 8	
sparen. Das Ziel alle Gliederungen und Kandidat*innen in Bayern ans Netz zu bringen, 9	
verfehlen vor allem Web-O-Mat und soz.is durch unattraktive Preisgestaltung und zu viele 10	
überflüssige oder unsinnige Funktionen (Facebook Content in Speicher des Webomaten 11	
kopieren). Außerdem sind untere Gliederungen von der Bundespartei aus nicht auffindbar. 12	
Viele Sympathisant*innen wissen gar nichts über den Aufbau der SPD und wie das vor Ort 13	
aussieht. Daher ist es wichtig, dass sie möglichst einfach zu ihrer Gliederung weitergeleitet 14	
werden und wissen, wer Ansprechpersonen sind. 15	
 16	
Nach Gliederung zu suchen, kann anstrengend sein. Wer nicht in einem Ort mit aktivem OV 17	
wohnt, wird eventuell seine zuständige Gliederung nicht kennen. Oder wenn diese nicht 18	
präsent ist, wird er nicht von ihrer Existenz wissen. Daher ist die Schwelle mitzumachen 19	
entsprechend höher. 20	
 21	
Einen Präsenz im Internet kann hilfreich sein, um nach außen das Bild einer aktiven SPD zu 22	
vermitteln. Daher muss jeder OV online zu finden sein.  23	
 

 
	
A18 Themenbezogene Arbeit stärken 
 

AntragstellerIn: Bezirksvorstand Jusos Oberfranken 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Hürden die Vorsitzende von Arbeitsgemeinschaften innerhalb der SPD im Wege stehen 24	
müssen beseitigt werden, um thematische Arbeit zu erleichtern. Insbesondere besteht für AG-25	
Vorsitzende keine ausreichende Möglichkeit, Mitglieder mit bestimmten Interessen direkt zu 26	
kontaktieren.  27	
Dafür sollen in der Marvis entsprechende Kategorien geschaffen werden, die Mitgliedern 28	
bestimmte Themen zuweisen. Mitglieder sollen sich über meinspd.de eintragen können 29	
Dazu sollten thematische E-Mail-Verteiler im Onlineangebot durch die Partei als 30	
datenschutzkonforme Lösungen angeboten werden. AG-Arbeit muss mehr unterstützt und 31	
angeschoben werden. Kreis-/Unterbezirks-/Bezirksverbände sollen dabei unterstützt werden, 32	
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Arbeitsgemeinschaften zu bestimmten Themen zu bilden. Auch zu z.B. Umweltpolitik und 1	
Europa, die nicht durch die bisherige AG Struktur abgebildet werden. 2	
Die Schwelle zur Mitarbeit muss niedrig gehalten werden. Lange Anfahrten z.B. zum 3	
Landesverband, bevorzugen hauptsächlich Großstädter. 4	
 5	
Begründung: 6	
Jüngere Studien, die das fehlende Parteiengagement gerade jüngerer Menschen erforscht 7	
haben, kamen zu dem Schluss, dass die Möglichkeit thematisch zu arbeiten nicht weit genug 8	
ausgebaut ist. Wer nicht gerade in Großstädten wohnt, findet kaum Möglichkeiten in der SPD 9	
zu Themen zu arbeiten. Auf den relevanten Ebenen (Kreisverbände) existieren kaum 10	
thematische Arbeitsgemeinschaften. 11	
Die Arbeit wird einerseits durch hohe Datenschutzstandards behindert. Andererseits gibt es 12	
keine ausreichenden Möglichkeiten andere thematisch Interessierte anzusprechen. 13	
Anträge zu Themen werden auf Parteitagen von Kreis bis Bund nicht gelesen, nicht diskutiert, 14	
sondern es wird schlicht so abgestimmt wie es eine Antragskommission befiehlt. Anträge 15	
werden von der Basis entweder durchgereicht oder irgendwo abgelehnt. 16	
Anders ist es auch nicht möglich, wenn Delirierte über hundert Anträge an einem Tag 17	
behandeln. In thematischen Gremien könnten fachlich Informierte und Interessierte sich 18	
wesentlich mehr Zeit nehmen, zu Themen arbeiten die sie wirklich interessieren und es kämen 19	
wesentlich bessere Beschlüsse zu Stande. Die Parteitage hätten das letzte Wort, aber es hätte 20	
wenigstens mal eine Diskussion stattgefunden.  21	
 

 

 

Arbeitsbereich Steuer 
 

A19 Einführung einer Robotersteuer/Wertschöpfungsabgabe 
AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Einführung einer Wertschöpfungsabgabe auf Wortschöpfung die durch 22	
Maschinen/Automatisierung anfällt. Einstieg bei einem niedrigen Satz und sukzessive 23	
Erhöhung. 24	
Einführung dieser Abgabe zuerst im Computerhandel der Börse. Im Gegenzug sollen 25	
Abgaben auf Arbeit gesenkt werden. Sozialsysteme durch die neue Abgabe 26	
quersubventioniert werden. Ebenso sollen soziale Berufe im Gesundheitswesen und der 27	
Bildung gestärkt werden. 28	
Betroffen sein sollen Systeme der Fließbandproduktion, sowie der Internethandel, Computer-29	
steuerte Finanzgeschäfte und durch Apps generierte Wertschöpfung. Kurz, alles was 30	
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menschliche Arbeitskraft komplett überflüssig macht. Dabei sollen alle automatisiert 1	
arbeitenden, produzierenden Maschinen nach Betriebsstunden und “Durchsatz” besteuert 2	
werden. 3	
Internetanwendungen und Computer an der Börse nach verwendeter Rechenleistung, 4	
Netzwerkdatendurchsatz und Betriebsstunden besteuert werden, um Energieeffizienz von 5	
Algorithmen zu belohnen. 6	
 7	
Begründung: 8	
Hohe Produktionskapazitäten mit wenigen Arbeitnehmer*innen senken Kosten und sorgen 9	
für hohe Stückzahlen, gleichzeitig erschweren sie kleineren Betrieben mit Großkonzernen zu 10	
konkurrieren. 11	
Gewinne von Großkonzernen werden häufig nicht im Inland besteuert, sondern in 12	
Steueroasen. 13	
Gleichzeitig frisst das Internet gewaltige Mengen an Energie. 14	
Konzerne wie Facebook, Google und Co. beschäftigen kaum echte Arbeitnehmer*innen, 15	
sondern lassen Algorithmen die Arbeit erledigen. Die abfließende Wertschöpfung durch 16	
Arbeitserleichterung kommt daher nur wenigen Menschen zu Gute. 17	
Gleichzeitig steigen durch die zunehmende Komplexität der Aufgabenfelder in der 18	
Arbeitswelt die Anforderungen an unser Bildungssystem. Um dem gerecht zu werden, sind 19	
gewaltige Investitionen notwendig. Die Forschung an modernen Maschinen hat diese 20	
möglich gemacht. Daher sollte der Erfolg dieser Maschinen wiederrum mehr der Forschung 21	
zu Gute kommen. 22	
Andererseits muss Wertschöpfung ohne menschliche Leistung, durch Betreiber großer 23	
Produktionskapazitäten dementsprechend besteuert und für die Gesellschaft verwendet 24	
werden. Vor allem automatisierte Finanztransaktionen nehmen von den Armen und geben 25	
den Reichen.  26	
 

 

Antragsbereich Umwelt 
 

A20 Plastikverpackungen einschränken 
 

AntragstellerIn: Jusos Unterbezirk Bamberg-Forchheim 

Weiterleitung: Landeskonferenz Jusos Bayern, Bezirksparteitag SPD Oberfranken, 

Landesparteitag BayernSPD, Bundeskongress Jusos, Bundesparteitag SPD. 

 

Beschränkung des Einsatzes von Plastikverpackungen bei Obst und Gemüse auf 27	
empfindliches Obst und zur Bündelung von Obst-/Gemüsestücken. Verbot des einzelnen 28	
Einschweißens und von „Präsentationsverpackungen“ bei Obst und Gemüse. Das Lichtlabel 29	
soll dabei gefördert werden. 30	
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Begründung: 1	
Jede*r kennt es: Einzelne Ananas in einem Karton, damit diese schöner dastehen und 2	
aussehen, eingeschweißte Salatgurken, Salat in Plastikhüllen und einzeln eingeschweißte 3	
Äpfel. 4	
All diese Verpackungen sind überflüssig, denn Obst und Gemüse sind von sich aus durch eine 5	
sogenannte „Schale“ geschützt. 6	
Indem Plastiktüten kostenpflichtig wurden, wurde der Umwelt ein großer Dienst erwiesen. 7	
Wenn jedoch einzelne Produkte in Supermärkten immer aufwändiger verpackt werden, wird 8	
dieser Dienst durch diese konterkariert. Schlimmer noch, diese Verpackungen sind schlicht 9	
überflüssig. Der Schaden für die Umwelt ist dafür umso größer. 10	


